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Für die arbeitnehmerinnen-interessenvertretungen aK und Ögb zählt 
eine umfassende und qualifizierte berufsausbildung zu den wichtigsten 
anliegen überhaupt. eine gute, auf breiter basis beruhende berufliche 
erstausbildung unserer Jugend ist eine solide grundlage für deren weite-
ren erfolg im beruf und in der beruflichen Weiterqualifizierung.

Für hoch entwickelte industrieländer wie Österreich ist die Qualifikation 
der arbeitskräfte aber auch ein entscheidender Wettbewerbsfaktor, die 
ausbildung von hoch qualifizierten Fachkräften deshalb für die Wirtschaft 
und für den erfolg des Wirtschaftsstandortes Österreich von grundlegen-
der bedeutung.

die vorliegende broschüre soll einen Überblick über die wichtigsten vor-
schriften im bereich der Lehrlingsausbildung sowie der beschäftigung 
von jugendlichen arbeitnehmerinnen geben, deren ordnungsgemäße ein-
haltung für den bestand eines Lehr- oder arbeitsvertrages wichtig ist. sie 
soll aber auch einen wesentlichen beitrag zur information von Lehrlingen 
und jugendlichen arbeitnehmerinnen leisten. denn eines ist klar: Wer über 
seine rechte und pflichten gut informiert ist, wird auch deren einhaltung 
im täglichen berufsleben besser umsetzen können!

informationen über die Lehrausbildung sind auch im internet unter  
www.arbeiterkammer.at zu finden.
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die bedeutung der Kammern FÜr arbeiter 
und angesteLLte (arbeiterKammern)

die Kammern für arbeiter und angestellte sind nach dem gesetz berufen, 
die sozialen, wirtschaftlichen, beruflichen und kulturellen inte ressen der 
arbeitnehmerinnen und daher auch die der Lehrlinge zu vertreten und zu 
fördern. 

in erfüllung dieses gesetzlichen auftrages erstreckt sich die tätigkeit der 
arbeiterkammern auf nahezu alle Lebensbereiche, und die aufgaben und 
das Wirken der arbeiterkammern sind so vielfältig wie die beziehungen, 
die sich aus der sozialen stellung der unselbstständigen erwerbstätigen 
überhaupt ergeben. 

die tätigkeit der arbeiterkammern lässt sich in eine mitwirkung an der 
gesetzgebung und der gesetzesvollziehung sowie in die betreuungs- 
und servicetätigkeit gliedern.

große aufmerksamkeit widmen sie der unmittelbaren betreuung der ar-
beitnehmerinnen. dazu gehören unter anderem alle Fragen, die mit dem 
arbeitsverhältnis zusammenhängen, die errichtung und erhaltung von 
berufs-, bildungs-, schulungs- und Wohlfahrtseinrichtungen sowie finan-
zielle unterstützungen. 

bedeutung für Lehrlinge und Jugendliche haben die Kammern für arbei-
ter und angestellte insofern, als ihnen die aufgabe obliegt: 

 n Lehrlings- und Jugendschutzstellen zu errichten, 
 n durch diese die einhaltung der arbeitsrechtlichen, sozialversiche-

rungsrechtlichen und arbeitnehmerschutzrechtlichen vorschriften bei 
der beschäftigung von Jugendlichen und Lehrlingen zu überwachen, 

 n die arbeits- und Wohnverhältnisse (Quartier am arbeitsort) von Lehr-
lingen und Jugendlichen zu überprüfen, 

 n die abstellung gesetzwidriger zustände zu begehren, 
 n die fachliche ausbildung von Lehrlingen zu überwachen, 
 n mitglieder in die prüfungskommission der Lehrabschluss-, ausbilder-, 

meister- und sonstigen befähigungsprüfungen zu entsenden, 
 n im einvernehmen mit den Wirtschaftskammern über anträge auf die 

befreiung von der Weiterverwendungspflicht zu entscheiden, 
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 n anträge auf verbot der ausbildung von Lehrlingen beziehungsweise 
der beschäftigung von Jugendlichen bei den zuständigen behörden 
zu stellen, 

 n mitglieder in die berufsbildungsbeiräte, schulausschüsse und sonsti-
ge für die beschäftigung und ausbildung Jugendlicher wichtige Orga-
ne zu entsenden,

 n mitwirkung bei der abwicklung von Förderungen der betrieblichen   
ausbildung von Lehrlingen durch die Lehrlingsstellen.

die Lehrlingsstellen bei der Wirtschaftskammer haben in bestimmten 
verfahren vor erlassung eines bescheides der zuständigen Kammer für 
arbeiter und angestellte gelegenheit zur abgabe einer stellungnahme zu 
geben. Widerspricht die entscheidung der Lehrlingsstelle dieser stellung-
nahme, steht der Kammer für arbeiter und angestellte ein eigenes beru-
fungs- und beschwerderecht zu. 

die arbeiterkammern sind Körperschaften des öffentlichen rechts. sie 
erfüllen ihre gesetzliche aufgabe in selbstverwaltung durch dazu berufe-
ne Organe.

diese Organe sind 
 n die Vollversammlung
 n der Vorstand
 n der/die PräsidentIn
 n die Ausschüsse
 n die Fachausschüsse

Wichtigstes Organ ist die vollversammlung. ihre mitglieder, die Kammer-
räte/rätinnen, werden bei den alle fünf Jahre stattfindenden arbeiter-
kammerwahlen gewählt. zur deckung der Kosten für die tätigkeit der 
arbeiterkammern wird von den Kammerzugehörigen – ausgenommen 
den Lehrlingen, obwohl diese auch kammerzugehörig sind – eine umlage 
eingehoben.
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beruFsausbiLdung

Das Wesen der Berufsausbildung

die ausbildung im rahmen eines Lehrverhältnisses erfolgt im Lehrbetrieb 
und in der berufsschule. mit abschluss des Lehrvertrages wird auch die 
berufsschulpflicht des Lehrlings begründet. man spricht vom „dualen 
system“ der Lehrlingsausbildung, weil Lehrbetrieb und berufsschule bei 
der ausbildung in einem Lehrberuf zusammenwirken.

beruFsschuLe

Für alle Lehrlinge im sinne des berufsausbildungsgesetzes sowie für per-
sonen, die in einem Lehrberuf in besonderen selbstständigen ausbildungs-
einrichtungen oder in einem Lehrgang nach dem Jugendausbildungs-
sicherungs gesetz ausgebildet werden, besteht berufsschulpflicht. 

die berufsschulpflicht beginnt mit dem eintritt in ein Lehrverhältnis und 
dauert bis zu dessen ende, längstens jedoch aber bis zum erfolgreichen 
abschluss der letzten lehrplanmäßig vorgesehenen schulstufe der in be-
tracht kommenden berufsschule.

berufsschülerinnen, deren Lehrverhältnis während eines schuljahres 
geendet hat, können bis zum ende dieses schuljahres die berufsschule 
weiterbesuchen, sofern sie nicht die letzte lehrplanmäßig vorgesehene 
schulstufe erfolgreich abgeschlossen haben.

berufsschülerinnen, die mehr als die hälfte der Lehrzeit zurückgelegt ha-
ben, können die berufsschule bis zur letzten Klasse weiterbesuchen. 

die schulrechtlichen vorschriften sehen für besondere ausnahmefälle 
möglichkeiten vor, auf antrag zur gänze oder teilweise vom berufsschul-
besuch befreit zu werden. sie regeln auch das Fernbleiben vom unter-
richt aus bestimmten gründen (z. b. Krankheit) für verhältnismäßig kurze 
zeiträume.

bildungsziel der berufsschule ist es:
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 n in einem berufsbegleitenden fachlich, einschlägigen unterricht die 
grundlegenden theoretischen Kenntnisse zu vermitteln, 

 n die betriebliche ausbildung zu fördern und zu ergänzen 
 n die allgemeinbildung zu erweitern, 
 n interessierte schülerinnen bei der vorbereitung auf die berufsreifeprü-

fung zu fördern. 

berufsschulen werden geführt 
 n als ganzjährige berufsschulen mit mindestens einem vollen schultag 

oder mindestens zwei halben schultagen in der Woche, 
 n als lehrgangsmäßige berufsschulen mit einem zusammenhängenden, 

in jeder schulstufe mindestens acht Wochen dauernden unterricht (in 
schulstufen, die einem halben Jahr der Lehrzeit entsprechen, dauert 
der Lehrgang mindestens vier Wochen), 

 n als saisonmäßige berufsschulen mit einem auf eine bestimmte Jah-
reszeit zusammengezogenen unterricht, 

 n in blockform als eine sonderform des ganzjährigen unterrichts. 

berufsschulpflichtige sind vom Lehrberechtigten bei der Leitung der be-
rufsschule binnen zwei Wochen ab beginn oder beendigung des Lehrver-
hältnisses an- bzw. abzumelden.
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schÜLermitverWaLtung

die schülerinnen einer schule (berufsschule) haben das recht der schü-
lermitverwaltung in Form der vertretung ihrer interessen und der mitge-
staltung des schullebens.

die mitwirkungsrechte umfassen das recht
 n auf anhörung,
 n auf information,
 n auf abgabe von vorschlägen und stellungnahmen,
 n auf teilnahme an einzelnen punkten von Lehrerkonferenzen;
 n auf mitsprache bei der gestaltung des unterrichts im rahmen des 

Lehrplanes,
 n auf beteiligung an der Wahl der unterrichtsmittel.

die mitbestimmungsrechte beinhalten das recht
 n auf mitentscheidung bei der anwendung von erziehungsmitteln, wie 

versetzung eines schülers/einer schülerin in einen anderen Lehr-
gang,

 n auf mitentscheidung bei der antragstellung auf ausschluss eines 
schülers/einer schülerin,

 n auf mitentscheidung bei der Festlegung von unterrichtsmitteln.
 die mitgestaltung umfasst gemeinsam wahrzunehmende aufgaben, 

die der politischen, staatsbürgerlichen und kulturellen bildung der 
schüler nach demokratischen grundsätzen dienen.

Schülervertreter

schülervertreter sind 
 n der Klassensprecher, der an schulen mit Jahrgangseinteilung als 

Jahrgangssprecher zu bezeichnen ist, 
 n der tagessprecher (an ganzjährigen berufsschulen), 
 n der abteilungssprecher (für eine bestehende Fachabteilung) und 
 n der schulsprecher (zwei stellvertreter). 

sie werden im Falle ihrer verhinderung jeweils von ihren stellvertretern 
vertreten. 
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an ganzjährigen berufsschulen wird der schulsprecher durch den jeweili-
gen tagessprecher vertreten. 

schülervertreter bilden in ihrer gesamtheit die versammlung der schüler-
vertreter. die einberufung und der vorsitz obliegt dem schulsprecher. 

den schülervertretern und den mitgliedern der Landes- und der bundes-
schülervertretungen ist während der unterrichtszeit die zur erfüllung ihrer 
gesetzlichen aufgaben erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des ent-
geltes (Lehrlingsentschädigung) zu gewähren.

das gleiche gilt für die in die arbeitszeit fallende erforderliche zeit zur 
teilnahme an sitzungen der Landes- und bundesschülervertretungen. 

Wahl der Schülervertreter

die schülervertreter sind von den schülerinnen in gleicher, unmittelba-
rer, geheimer und persönlicher Wahl zu wählen. Für die Funktion des 
Klassensprechers (des Jahrgangssprechers) sind alle schülerinnen einer 
Klasse (eines Jahrgangs) wahlberechtigt beziehungsweise wählbar, eben-
so für die Funktion des tagessprechers jede/r schülerin des betreffenden 
schultages. Für die Funktion zum schulsprecher sind alle schülerinnen 
der betreffenden schule wählbar. Wahlberechtigt sind – mit ausnahme an 
den ganzjährigen berufsschulen – ebenfalls alle schülerinnen der betref-
fenden schule. an ganzjährigen berufsschulen wählen die tagessprecher 
den schulsprecher. bei allen Wahlvorgängen sind gleichzeitig die stell-
vertreter mitzuwählen, bei schulen mit schulgemeinschaftsausschuss 
(sga) sind gleichzeitig mit der Wahl des schulsprechers und seiner bei-
den stellvertreter drei stellvertreter für den sga zu wählen. 

Jeder der Wahlberechtigten hat das recht, bis spätestens drei schultage 
vor den Wahlen Kandidatinnen für die jeweilige Wahl zu nominieren, der 
vorschlag bedarf der annahme des Kandidaten. die Wahl der schüler-
vertreter hat innerhalb der ersten fünf Wochen eines schuljahres statt-
zufinden, dabei sind die Wahlen durch den schulleiter spätestens zwei 
Wochen vorher auszuschreiben. an lehrgangsmäßigen berufsschulen hat 
die Wahl der Klassensprecherinnen und deren stellvertreter möglichst 
innerhalb der ersten Woche eines Lehrganges und die Wahl der schul-
sprecherinnen, deren stellvertreter und der stellvertreter für den schulge-
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meinschaftsausschuss möglichst innerhalb der ersten zwei Wochen eines 
Lehrganges stattzufinden. 

den vorsitz bei den Wahlen führt der schulleiter oder ein von ihm er-
nannter Lehrer beziehungsweise bei den Wahlen in einzelnen Klassen 
mehrere Lehrer. bei der Wahl zum Klassensprecher/Jahrgangssprecher, 
abteilungssprecher oder tagessprecher sowie deren stellvertreter tragen 
die Wahlberechtigten den namen der von ihnen gewählten Kandidatinnen 
in den stimmzettel ein. Falls die stimmzettel bereits namen enthalten, 
vergeben die Wähler Wahlpunkte. gewählt ist, wer auf mehr als der hälfte 
der stimmzettel an erster stelle gereiht wurde. 

bei der Wahl des schulsprechers werden in einem Wahlgang schulspre-
cher, zwei stellvertreter und drei stellvertreter für den sga gewählt. die 
Wahlberechtigten reihen die Kandidatinnen nach diesen 6 Funktionen be-
ziehungsweise vergeben Wahlpunkte. 

schulsprecher wird, wer auf mehr als der hälfte der stimmzettel an erster 
stelle gereiht wurde. 

Funktionsperiode

die Funktion eines schülervertreters endet durch 
 n zeitablauf, das ist bis zur nächsten Wahl; 
 n ausscheiden aus dem verband, für den er gewählt wurde; 
 n rücktritt oder abwahl. 

bei ausscheiden eines schülervertreters (Klassen-/Jahrgangssprecher) 
aus seiner Funktion sind unverzüglich neuwahlen durchzuführen. ab-
teilungs-, tages- und schulsprecher werden durch den stellvertreter er-
setzt. 

auch die abwahl eines schülervertreters ist möglich. ein schülervertre-
ter ist abgewählt, wenn es mehr als die hälfte der Wahlberechtigten be-
schließt. 
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Aufgaben des Schulgemeinschaftsausschusses

zur Förderung und Festigung der schulgemeinschaft ist ein schulgemein-
schaftsausschuss (sga) zu bilden. dem sga gehören der schulleiter und 
je drei vertreter der Lehrer, der schüler und der erziehungsberechtigten 
an. an berufsschulen gehören dem sga vertreter der erziehungsberech-
tigten nur dann an, wenn dies die erziehungsberechtigten von 20% der 
schüler verlangen. dieses verlangen gilt jeweils für ein schuljahr. die ver-
treter der Lehrer sind von der schulkonferenz zu wählen. die vertreter 
der schüler sind der schulsprecher und seine zwei stellvertreter. Weiters 
werden drei stellvertreter für den sga  gewählt. die erziehungsberechtig-
ten wählen ihre vertreter unter Leitung des schulleiters aus ihrem Kreise; 
besteht jedoch an der schule ein elternverein, so werden sie von diesem 
entsendet.

dem sga obliegt die entscheidung unter anderem über mehrtägige 
schulveranstaltungen, die hausordnung, die erlassung schulautonomer 
Lehrplanbestimmungen, schulautonome schulzeitregelungen, die erstel-
lung von richtlinien über die Wiederverwendung von schulbüchern. die 
beratenden aufgaben umfassen unter anderem insbesondere Fragen des 
unterrichts, der erziehung und der planung von schulveranstaltungen, 
wie Wandertagen, exkursionen und skikursen sowie die durchführung 
der schulbahnberatung. 

Wenn die entscheidung über die Festlegung von eröffnungs- und tei-
lungszahlen in die zuständigkeit der einzelnen schule übertragen wurde, 
wird diese entscheidung im sga getroffen.

Erweiterte Schulgemeinschaft

zur pflege und Förderung der zwischen den berufsschulen und dem Wirt-
schaftsleben notwendigen engen verbindungen können als erweiterte 
schulgemeinschaft schulausschüsse unter mitwirkung der gesetzlichen 
interessenvertretungen der arbeitgeber und der arbeitnehmer errichtet 
werden.
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Überschulische Schülervertretungen

die vertretung der interessen der schülerinnen auf Landes- bzw. bundes-
ebene obliegt je nach zuständigkeit der Landes-, bundes- oder zentral-
lehranstaltenschülervertretung. aufgabe der schülervertretungen ist unter 
anderem die beratung in grundsätzlichen Fragen des unterrichtes, das 
erstatten von vorschlägen zur erlassung von gesetzen und verordnun-
gen, die planung und durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für 
schülervertreter usw.
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begriFFe und bestimmungen des 
beruFsausbiLdungsgesetzes

Lehrverhältnis

das Lehrverhältnis beginnt mit dem zeitpunkt des eintrittes des Lehrlings 
in die fachliche ausbildung und verwendung in einem Lehrbetrieb. ein 
Lehrverhältnis kann nur für die erlernung von tätigkeiten begründet wer-
den, die gegenstand eines Lehrberufes entsprechend der Lehrberufsliste 
sind. hinsichtlich des Lehrverhältnisses gelten, sofern das berufsausbil-
dungsgesetz nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt (vgl. z. b. die 
vorzeitige auflösung des Lehrverhältnisses), die allgemeinen vorschriften 
des arbeitsrechtes. das Lehrverhältnis ist trotz seines besonderen aus-
bildungszweckes als arbeitsverhältnis zu qualifizieren.

Lehrvertrag

der Lehrvertrag stellt die rechtliche grundlage für das Lehrverhältnis dar. 
er ist ein arbeitsvertrag mit besonderen vereinbarungen über die ausbil-
dung. neben den arbeits- und sozialrechtlichen vorschriften (Kinder- und 
Jugendlichenbeschäftigungsgesetz, allgemeines sozialversicherungsge-
setz, arbeitsplatzsicherungsgesetz, mutterschutzgesetz, urlaubsgesetz 
etc.) gelten hinsichtlich der ausbildung das berufsausbildungsgesetz so-
wie hinsichtlich der berufsschulpflicht die einschlägigen schulgesetze. 

Für Lehrlinge mit nicht österreichischer staatsbürgerschaft sind außer-
dem die vorschriften des ausländerbeschäftigungsgesetzes zu beachten. 
nur wenn eine nach dem ausländerbeschäftigungsgesetz erlaubte be-
schäftigung vorliegt, kommt ein rechtsgültiger Lehrvertrag zustande.

der Lehrvertrag ist für die im betreffenden Lehrberuf festgesetzte dauer 
der Lehrzeit (zwischen zwei und vier Jahren) abzuschließen (befristeter 
arbeitsvertrag). bei minderjährigen Lehrlingen bedarf der abschluss des 
Lehrvertrages außerdem noch der zustimmung des gesetzlichen vertre-
ters des Lehrlings. der Lehrvertrag muss schriftlich abgeschlossen wer-
den (in der praxis werden Lehrvertragsvordrucke verwendet) und ist ge-
bührenfrei. die nichteinhaltung der schriftform sowie der bestimmungen, 
die den inhalt des Lehrvertrages betreffen, bewirken jedoch keine nich-
tigkeit des Lehrvertrages. 
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der Lehrvertrag hat zu enthalten: (obligatorischer teil) 
 n bei physischen personen name und adresse des/der Lehrberechtig-

ten und gegebenenfalls des stellvertreters, bei juristischen personen 
die Firma und den sitz des Lehrberechtigten sowie name und adres-
se des ausbilders, gegebenenfalls des ausbildungsleiters; 

 n gegenstand des betriebes; 
 n standort der festen betriebsstätten, an denen der Lehrling ausgebil-

det werden soll; 
 n name, adresse, geburtsdatum, sozialversicherungsnummer und ge-

burtsort des Lehrlings, bei minderjährigen Lehrlingen auch name und 
adresse der gesetzlichen vertreter; 

 n Lehrberuf (eventuell zusätzlich der schwerpunkt eines Lehrberu-
fes, bei modularen Lehrberufen die bezeichnung des grundmoduls, 
hauptmoduls, gegebenenfalls des spezialmoduls und die dafür fest-
gesetzte dauer der Lehrzeit); 

 n dauer der Lehrzeit; 
 n beginn und ende des Lehrverhältnisses; 
 n tag des vertragsabschlusses (muss nicht mit dem beginn des Lehr-

verhältnisses übereinstimmen); 
 n erklärung, dass der Lehrling bzw. sein gesetzlicher vertreter mit der 

aufnahme in ein schülerheim einverstanden ist, wenn die berufs-
schulpflicht nur in einer lehrgangsmäßigen berufsschule erfüllbar ist; 

 n vereinbarung über ausbildungsverbundmaßnahmen (zeitpunkt, Ort, 
dauer); bei anerkannten Kursen genügt die angabe des Kurses, bei 
durchführung der ausbildungsverbundmaßnahme durch andere bil-
dungsträger z. b. betriebe, ist eine verpflichtungserklärung desjeni-
gen, der die ausbildungsverbundmaßnahme durchführt, erforderlich; 

 n höhe der Lehrlingsentschädigung; 

der Lehrvertrag kann enthalten: (fakultativer teil) 
 n bedingungen unter denen der/die Lehrberechtigte dem Lehrling ver-

köstigung, bekleidung und Wohnung gewährt; 
 n besondere gestaltung der ausbildung (ausbildungsplanung); 
 n tragung allfälliger internatskosten durch den Lehrberechtigten. 

der/die Lehrberechtigte ist verpflichtet, ohne nötigen aufschub, jeden-
falls aber binnen drei Wochen nach beginn des Lehrverhältnisses, den 
Lehrvertrag in vierfacher ausfertigung der örtlich zuständigen Lehrlings-
stelle zur eintragung zu übermitteln und den Lehrling darüber zu infor-
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mieren. die verletzung der pflicht des Lehrberechtigten zur vorlage des 
Lehrvertrages stellt eine strafbare verwaltungsübertretung dar. 

Wenn die voraussetzungen erfüllt sind, trägt die Lehrlingsstelle der je-
weils zuständigen Wirtschaftskammer den Lehrvertrag ein. in begründe-
ten im gesetz erschöpfend aufgezählten Fällen kann die Lehrlingsstelle 
die eintragung bescheidmäßig verweigern. in einem solchen Fall endet 
das Lehrverhältnis kraft gesetzes.

beabsichtigt die Lehrlingsstelle die eintragung eines Lehrvertrages be-
scheidmäßig abzulehnen, so hat sie vorher der örtlich zuständigen Kam-
mer für arbeiter und angestellte gelegenheit zur stellungnahme zu ge-
ben. 

gegen den bescheid über die verweigerung der eintragung kann sowohl 
vom Lehrberechtigten wie auch vom Lehrling berufung beim Landes-
hauptmann erhoben werden. 

Wurde ein Lehrvertrag eingetragen, so ist der örtlich zuständigen Kammer 
für arbeiter und angestellte eine Kopie des Lehrvertrages durch die Lehr-
lingsstelle zu übermitteln. 

Lehrling

der Lehrling ist eine physische person, die 
 n aufgrund eines Lehrvertrages 
 n zur erlernung eines in der Lehrberufsliste angeführten Lehrberufes 
 n bei einem Lehrberechtigten fachlich ausgebildet und 
 n im rahmen dieser ausbildung auch verwendet wird. 

Lehrlinge im sinne des berufsausbildungsgesetzes sind arbeitnehmer. 

Lehrberechtigte

Lehrberechtigte sind physische oder juristische personen sowie offene 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften, die entweder inhaber ei-
nes gewerbes nach der gewerbeordnung oder nach dem berufsaus-
bildungsgesetz gleichgestellte betriebe sind. sie bilden aufgrund eines 
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Lehrvertrages in einem in der Lehrberufsliste angeführten Lehrberuf einen 
Lehrling aus und verwenden ihn im rahmen der ausbildung. 

Lehrberechtigte können sein: 
 n natürliche personen, 
 n juristische personen (z. b. genossenschaften, Kapitalgesellschaften, 

wie gesmbh, ag usw.), 
 n personengesellschaften (Offene gesellschaft, Kommanditgesellschaft) 

und  
 n mischformen (wie die gesmbh & co Kg) oder 
 n im bag genannte Lehrbetriebe, wie z. b. gebietskörperschaften, so-

zialversicherungsträger sowie aus übende von freien berufen, vereine 
und sonstige juristische personen (z. b. können vereine, stiftungen 
und Fonds Lehrlinge ausbilden, wenn sie nicht in der hauptsache 
Lehrlingsausbildung betreiben). 

der/die Lehrberechtigte hat für die ausbildung des Lehrlings zu sorgen 
und ihn unter bedachtnahme auf die einschlägigen rechtsvorschriften 
selbst zu unterweisen oder durch geeignete personen (ausbilder) unter-
weisen zu lassen.

Ausbilder

der Lehrberechtigte kann entweder selbst die ausbildung von Lehrlingen 
durchführen oder eine andere person (ausbilderin) mit der Lehrlingsaus-
bildung betrauen. Für die bestellung zum ausbilder müssen folgende vo-
raussetzungen erfüllt werden:

 n erforderliche Fachkenntnisse,
 n ablegung der ausbilderprüfung oder eines ausbilderkurses mit ab-

schließendem Fachgespräch (ausgenommen sind personen, die zwi-
schen 1970 und 1979 mindestens drei Jahre lang Lehrlinge ausge-
bildet haben, sowie personen, die auf grund ihrer vorbildung weder 
eine ausbilderprüfung noch einen ausbilderkurs absolvieren müssen),

 n entsprechende betätigung im betrieb.

ist der/die Lehrberechtigte
 n eine juristische person,
 n eine offene gesellschaft,
 n eine Kommanditgesellschaft,
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 n eine natürliche person, die zur gewerbeausübung einen geschäfts-
führer zu bestellen hat, und selbst nicht die Fachkenntnisse für die 
ausbildung von Lehrlingen nachweisen kann,

 n ein unternehmen, dessen art oder umfang eine fachliche ausbildung 
des Lehrlings in dem betreffenden Lehrberuf unter alleiniger aufsicht 
des Lehrberechtigten nicht zulässt oder

 n ein Fortbetriebsberechtigter im sinne des § 41 gewO 1994,
so ist der Lehrberechtigte verpflichtet, ausbilder zu bestellen.

Wurden in einem unternehmen mehrere ausbilderinnen bestellt, so ist der 
Lehrberechtigte ferner verpflichtet, eine person mit der Koordination der 
gesamten ausbildung zu betrauen (ausbildungsleiterin), wenn dies zur 
sachgemäßen ausbildung der Lehrlinge erforderlich ist.

scheidet ein bestellter ausbilder unvorhergesehen aus dem betrieb 
aus, so darf auch eine sonst geeignete person, die die fachlichen vo-
raussetzungen erfüllt, als ausbilder herangezogen werden. innerhalb von 
18 monaten muss diese person die fehlende ausbilderprüfung ablegen 
oder den ausbilderkurs absolvieren oder ein anderer ausbilder bestellt 
werden, ansonsten dürfen die aufgenommenen Lehrlinge zwar weiter 
ausgebildet, neue Lehrlinge aber nicht aufgenommen werden.

Wird anlässlich des erstmaligen ausbildens von Lehrlingen die sachliche 
eignung des betriebs festgestellt, so darf der Lehrberechtigte oder der 
ausbilder Lehrlinge ausbilden, auch wenn die ausbilderprüfung noch nicht 
erfolgreich abgelegt bzw. der ausbilderkurs noch nicht absolviert wurde. 
die prüfung bzw. der Kurs muss aber dann innerhalb von 18 monaten ab 
rechtskraft des Feststellungsbescheids nachgeholt werden. erfolgt dies 
nicht, so dürfen die bereits aufgenommenen Lehrlinge zwar zu ende aus-
gebildet, neue Lehrlinge jedoch nicht mehr aufgenommen werden.

Ausbilderprüfung und Ausbilderkurs

die ausbilderqualifikation kann erworben werden durch
 n ablegung einer ausbilderprüfung als modul der meister- oder sonsti-

gen befähigungsprüfung oder für sich allein oder
 n absolvierung eines ausbilderkurses mit abschließendem Fachgespräch.
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zur ausbilderprüfung bzw. zum ausbilderkurs ist zuzulassen, wer eigen-
berechtigt ist (vollendung des 18. Lebensjahres).

die ausbilderprüfung oder der ausbilderkurs muss nicht absolviert wer-
den, wenn eine prüfung abgelegt wurde, die den ausbilderkurs oder die 
ausbilderprüfung ersetzt (z. b. unternehmerprüfung, rechtsanwaltsprü-
fung, ziviltechnikerprüfung).

die ausbilderprüfung umfasst folgende bereiche:
 n Festlegen von ausbildungszielen auf grund des berufsbildes,
 n ausbildungsplanung im betrieb,
 n vorbereitung, durchführung und Kontrolle der ausbildung,
 n verhaltensweisen des ausbilders gegenüber dem Lehrling,
 n wesentliche Fragen des berufsausbildungsgesetzes, des Kinder- und 

Jugendlichenbeschäftigungsgesetzes, des arbeitnehmerinnenschutz-
gesetzes, der stellung des dualen berufsausbildungssystems im ös-
terreichischen bildungssystem.

Über die abgelegte ausbilderprüfung wird ein prüfungszeugnis ausge-
stellt. der ausbilderkurs mit abschließendem Fachgespräch hat ebenfalls 
die oben angeführten, für die ausbildung von Lehrlingen erforderlichen 
Fachkenntnisse und die befähigung zu deren praktischer anwendung zu 
vermitteln.

Gleichhaltung von im Ausland absolvierten  
Ausbilderprüfungen oder Ausbilderkursen

ausbilderprüfungen und ausbilderkurse können
 n durch staatsverträge,
 n auf antrag durch bescheid des bundesministers für Wirtschaft,  

Familie und Jugend 
gleichgehalten werden, wenn:

 n gleichwertigkeit vorliegt und
 n bei anträgen die Kenntnis der österreichischen rechtsvorschriften 

glaubhaft gemacht wird.
diesbezügliche staatsverträge wurden bisher noch nicht abgeschlossen.
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Voraussetzungen für die Lehrlingsausbildung –  
Feststellungsbescheid

der betrieb muss, allenfalls unter berücksichtigung einer ergänzenden 
ausbildung im rahmen eines ausbildungsverbundes, so eingerichtet 
sein und so geführt werden, dass den Lehrlingen die für den betreffenden 
Lehrberuf nötigen Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt werden können. 
der/die Lehrberechtigte bzw. der/die betraute ausbilderin muss die erfor-
derlichen Fachkenntnisse im betreffenden Lehrberuf besitzen. der Lehr-
berechtigte oder der bestellte ausbilder muss die pädagogische eignung 
nachweisen. dem Lehrberechtigten oder dem bestellten ausbilder darf 
die Lehrlingsausbildung nicht von der bezirksverwaltungsbehörde verbo-
ten worden sein.

bevor in einem betrieb erstmalig mit der ausbildung von Lehrlingen be-
gonnen werden kann, hat der betrieb bei der Lehrlingsstelle der örtlich 
zuständigen Wirtschaftskammer schriftlich einen antrag auf Feststellung 
der berechtigung zur Lehrlingsausbildung zu stellen (Feststellungsbe-
scheid nach § 3a bag).

Folgebescheid

Will ein Lehrberechtigter, der für einen bestimmten Lehrberuf bereits ei-
nen positiven Feststellungsbescheid erwirkt hat, auch in einem anderen 
Lehrberuf mit der Lehrlingsausbildung beginnen, so ist vor ausbildungs-
beginn ein weiterer Feststellungsbescheid erforderlich.

Kein solcher Folgebescheid ist notwendig, wenn der neu auszubilden-
de Lehrberuf mit einem im betrieb zulässigerweise bereits ausgebilde-
ten Lehrberuf zumindest im ausmaß der halben Lehrzeit verwandt ist. 
in einem solchen Fall kann der Lehrberechtigte mit der ausbildung in 
dem neuen Lehrberuf auch ohne einen weiteren Feststellungsbescheid 
beginnen.
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Betriebsnachfolge

von betriebsnachfolge wird dann gesprochen, wenn der betrieb zum 
beispiel zufolge eines verkaufs oder einer verpachtung auf eine andere 
person übergeht. Für den betriebsnachfolger ist die Lehrlingsausbildung 
ohne einen eigenen Feststellungsbescheid – also auf grund der ausbil-
dungsberechtigung des betriebsvorgängers – zulässig, wenn bereits vor 
dem betriebsübergang Lehrlinge ausgebildet wurden, die betriebsidenti-
tät gewahrt ist und der betriebsnachfolger auch alle sonstigen vorausset-
zungen eines Lehrberechtigten erfüllt. bestehen diese voraussetzungen 
nicht, so hat der betriebsnachfolger gleichfalls einen eigenen Feststel-
lungsbescheid bei der Lehrlingsstelle zu erwirken, um rechtmäßig Lehr-
linge ausbilden zu können.

Ausbildungsverbund

Können in einem Lehrbetrieb die nach dem berufsbild für den jeweiligen 
Lehrberuf festgelegten Fertigkeiten und Kenntnisse nicht in vollem um-
fang, aber doch überwiegend selbst vermittelt werden, so ist die aus-
bildung von Lehrlingen zulässig, wenn die vollständige ausbildung der 
Lehrlinge durch ergänzende ausbildungsverbundmaßnahmen in einem 
anderen hierfür geeigneten betrieb oder einer sonstigen hierfür geeigne-
ten einrichtung (z. b. Kurse) sichergestellt wird.

eine derartige ergänzende ausbildung ist unter angabe der entsprechen-
den berufsbildpositionen sowie der Festlegung des Lehrjahres, in dem 
diese ergänzende ausbildung zu vermitteln ist, im Feststellungsbescheid 
zur ausbildungsberechtigung vorzuschreiben. im rahmen des Lehrver-
trags sind die konkreten maßnahmen der ergänzenden ausbildung (Ort, 
zeitdauer der ausbildung etc.) zu vereinbaren. der partnerbetrieb, der die 
ergänzende ausbildung tatsächlich durchführt, hat eine schriftliche zu-
stimmungserklärung abzugeben, die dem Lehrvertrag anzuschließen ist.

51564_JugendschutzA5_kern.indd   23 22.07.10   15:04



24 AK-Infoservice

Entzug der Berechtigung zur Lehrlingsausbildung

unter bestimmten voraussetzungen kann dem/der Lehrberechtigten die 
ausbildung von Lehrlingen befristet oder unbefristet von der zuständi-
gen bezirksverwaltungsbehörde untersagt werden. gründe, die zum ver-
bot des ausbildens von Lehrlingen führen können, sind beispielsweise 
bestimmte strafgerichtliche verurteilungen des Lehrberechtigten, grobe 
pflichtverletzung des Lehrberechtigten oder des ausbilders gegenüber 
dem Lehrling oder der umstand, dass der Lehrbetrieb nicht mehr so ein-
gerichtet ist und geführt wird, um die Lehrlingsausbildung zu gewährleis-
ten.

das verfahren zum entzug der ausbildungsberechtigung kann entweder 
von amts wegen oder auf antrag der Lehrlingsstelle oder der Landeskam-
mer der gewerblichen Wirtschaft eingeleitet werden. ebenso ist die örtlich 
zuständige arbeiterkammer zu einer solchen antragstellung berechtigt.

Lehrberufe

Lehrberufe sind tätigkeiten, die der gewerbeordnung unterliegen sowie 
geeignet sind, im Wirtschaftsleben den gegenstand eines berufes zu bil-
den und deren erlernung mindestens zwei Jahre erfordert.

Für ein handwerk ist jedenfalls dann ein eigener Lehrberuf einzurichten, 
wenn dieses handwerk mit keinem anderen handwerk bzw. gebunde-
nem gewerbe (reglementiertem gewerbe) verwandt ist, für das bereits ein 
Lehrberuf eingerichtet ist.

Verwandte Lehrberufe

verwandte Lehrberufe sind solche Lehrberufe, in denen gleiche oder 
ähnliche roh- und hilfsstoffe sowie Werkzeuge verwendet werden oder 
tätigkeiten zu verrichten sind, die gleiche oder ähnliche arbeitsvorgän-
ge erfordern. Welcher Lehrberuf mit einem anderen Lehrberuf verwandt 
ist bzw. in welchem ausmaß diese verwandtschaft besteht, ist in der 
Lehrberufsliste festgelegt. die verwandtschaft bewirkt, dass eine bereits 
zurückgelegte Lehrzeit zur gänze oder teilweise auf ein weiteres Lehr-
verhältnis in einem verwandten Lehrberuf angerechnet wird. nach erfolg-
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reicher ablegung einer Lehrabschlussprüfung kann eine zusatzprüfung 
im verwandten Lehrberuf abgelegt werden. die zusatzprüfung umfasst 
grundsätzlich die gegenstände der praktischen prüfung (siehe Kapitel: 
beendigung des Lehrverhältnisses, zusatzprüfung).

Lehrberufsliste

die Lehrberufsliste wird vom bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend durch verordnung erlassen.

die Lehrberufsliste beinhaltet:
 n die bezeichnung der Lehrberufe,
 n die dauer der Lehrzeit der Lehrberufe,
 n die verwandtschaft zu anderen Lehrberufen (verwandte Lehrberufe),
 n das ausmaß der verwandtschaft,
 n ersatz der Lehrabschlussprüfung.

nur die in der Lehrberufsliste enthaltenen Lehrberufe gelten als gesetzlich 
anerkannte Lehrberufe, und nur ein in der Lehrberufsliste enthaltener Lehr-
beruf kann im rahmen eines Lehrverhältnisses nach den vorschriften des 
berufsausbildungsgesetzes erlernt werden (siehe broschüre: Lehrberufs-
liste).

die Lehrberufe werden geschlechtsbezogen bezeichnet, wie beispiels-
weise bürokaufmann/-frau, Koch/Köchin oder schlosser/schlosserin. 
derzeit bestehen entsprechend der Lehrberufsliste ca. 270 Lehrberufe.

Doppellehre

nach dem berufsausbildungsgesetz ist es zulässig, bei einem/einer Lehr-
berechtigten gleichzeitig in zwei Lehrberufen ausgebildet zu werden. die 
doppellehre ist aber bei vollverwandten Lehrberufen und bei den Lehr-
berufen, bei denen ein ersatz der Lehrabschlussprüfung vorgesehen ist, 
ausgeschlossen. Überdies ist eine doppellehre bei verschiedenen Lehr-
berechtigten ausgeschlossen.
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Ausbildungsvorschriften

zur sicherung einer sachgemäßen ausbildung sind für die einzelnen 
Lehrberufe ausbildungsvorschriften festgelegt.

die ausbildungsvorschriften enthalten insbesondere:
 n das berufsbild:

 dieses gibt die nach Lehrjahren gegliederten wesentlichen Fertigkei-
ten und Kenntnisse an, die in einem bestimmten Lehrberuf von Lehr-
berechtigten (ausbilder/in) dem Lehrling vermittelt werden müssen. 
Für bestimmte Lehrberufe sind schwerpunktmäßig auszubildende 
Kenntnisse und Fertigkeiten vorgesehen. 

 bei modularen Lehrberufen sind die jeweils im grundmodul, haupt-
modul (hauptmodule) und spezialmodul (spezialmodule) zu vermit-
telnden Fertigkeiten und Kenntnisse vorgesehen und es ist die dauer 
der module festgelegt. ebenso ist festgelegt, inwiefern ein grundmo-
dul eines Lehrberufes mit dem haupt- oder spezialmodul eines ande-
ren Lehrberufes kombiniert werden kann.

 n die verhältniszahlen, wenn sie von den im berufsausbildungsgesetz 
generell geregelten verhältniszahlen abweichen:

die verhältniszahlen geben die anzahl der Lehrlinge an, die im Lehrbe-
trieb ausgebildet werden dürfen im verhältnis zu den fachlich einschlägig 
ausgebildeten im betrieb beschäftigten personen sowie die anzahl der 
Lehrlinge im verhältnis zu den im betrieb beschäftigten haupt- und ne-
benberuflich tätigen ausbildern.

die ausbildungsvorschriften sind im internet unter www.bmwfj.gv.at (be-
rufsausbildung, Lehrberufe in Österreich, Liste der Lehrberufe von a-z) 
zu finden.
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Überbetriebliche Lehrausbildung in  
Ausbildungseinrichtungen

der bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend kann ausbil-
dungseinrichtungen, die nicht Lehrberechtigte im sinne des berufsaus-
bildungsgesetzes sind, die bescheidmäßige bewilligung zur ausbildung 
von Lehrlingen erteilen. eine solche ausbildungseinrichtung muss die im 
berufsausbildungsgesetz angeführten voraussetzungen (z. b. berufsbild-
konforme ausbildung bis zur Lehrabschlussprüfung, erforderliche anzahl 
von personen mit Qualifikation zur Lehrausbildung, gesicherter bestand 
der ausbildungseinrichtung) erfüllen. auf die ausbildungsverhältnisse in 
diesen ausbildungseinrichtungen sind grundsätzlich die bestimmungen 
des berufsausbildungsgesetzes sinngemäß anzuwenden, dazu gibt es 
aber einige ausnahmen. so besteht unter anderem kein anspruch auf 
Lehrlings entschädigung, sondern auf eine ausbildungshilfe. auch die 
einhaltung der Weiterverwendungszeit ist nicht vorgesehen. Weiters ist 
kein Lehrvertrag abzuschließen, die ausbildungsverhältnisse sind in Form 
einer Liste bei der Lehrlingsstelle anzumelden. die in der ausbildungs-
einrichtung zurückgelegte zeit ist der Lehrzeit im betreffenden Lehrbe-
ruf gleichgestellt. auch das arbeitsmarktservice kann unter bestimmten 
voraussetzungen eine ausbildungseinrichtung mit der überbetrieblichen 
Lehrausbildung beauftragen.

Ausbildungsversuch

ziel und zweck eines ausbildungsversuchs ist die erprobung, ob eine 
bestimmte berufliche tätigkeit, deren erlernung zumindest zwei Jahre er-
fordert, geeignet ist, den gegenstand eines neuen Lehrberufs zu bilden 
oder ob in einem bestimmten bestehenden Lehrberuf eine verkürzung 
oder verlängerung der Lehrzeit zweckmäßig ist.

ausbildungsversuche können durch verordnung des bundesministers für 
Wirtschaft, Familie und Jugend, auf das ganze bundesgebiet oder auf ein 
oder mehrere bundesländer bezogen, befristet, eingerichtet werden. Wel-
che ausbildungsversuche es gibt, ist der Lehrberufsliste zu entnehmen.
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Integrative Berufsausbildung

die integrative berufsausbildung wurde zur verbesserung der eingliede-
rung von benachteiligten personen mit persönlichen vermittlungshinder-
nissen in das berufsleben vorgesehen.

zwei ausbildungsarten – verlängerung der Lehrzeit oder ausbildung mit 
teilqualifikation – stehen zur verfügung.

Verlängerung der Lehrzeit:
am beginn oder im Laufe des Lehrverhältnisses kann eine gegenüber 
der für den Lehrberuf festgesetzten dauer der Lehrzeit längere Lehrzeit 
vereinbart werden. die Lehrzeit kann um höchstens ein Jahr, in ausnah-
mefällen um bis zu zwei Jahren, verlängert werden, sofern dies für die 
erreichung der Lehrabschlussprüfung notwendig ist. 

Ausbildung mit Teilqualifikation:
im ausbildungsvertrag kann die Festlegung einer teilqualifikation durch 
einschränkung auf bestimmte teile des berufsbildes eines Lehrberufes, 
allenfalls unter ergänzung von Fertigkeiten und Kenntnissen aus berufs-
bildern weiterer Lehrberufe, vereinbart werden. die dauer der ausbildung 
kann zwischen einem und drei Jahren betragen. der ausbildungsvertrag 
hat Fertigkeiten und Kenntnisse zu umfassen, die im Wirtschaftsleben 
verwertbar sind. 

die ausbildung in beiden ausbildungsarten soll vorrangig in Lehrbetrie-
ben durchgeführt werden, ist aber auch in ausbildungseinrichtungen 
möglich.

Für folgende personen kommt eine ausbildung im rahmen der integra-
tiven berufsausbildung in betracht, wenn das arbeitsmarktservice diese 
person nicht in ein Lehrverhältnis vermitteln konnte:

 n personen, die am ende der pflichtschule sonderpädagogischen För-
derbedarf hatten und zumindest teilweise nach dem Lehrplan einer 
sonderschule unterrichtet wurden, oder

 n personen ohne bzw. mit negativem hauptschulabschluss, oder
 n behinderte im sinne des behinderteneinstellungsgesetzes bzw. des 

jeweiligen Landesbehindertengesetzes, oder
 n personen, von denen im rahmen einer berufsorientierungsmaßnah-

me oder auf grund einer nicht erfolgreichen vermittlung in ein Lehr-
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verhältnis als Lehrling angenommen werden muss, dass für sie aus 
ausschließlich in der person gelegenen gründen in absehbarer zeit 
keine Lehrstelle gefunden werden kann. 

bei behinderten im sinne des behinderteneinstellungsgesetzes oder der 
jeweiligen Landesbehindertengesetze kann bei vorliegen gesundheitlicher 
gründe sowohl bei Lehrverträgen (verlängerung der Lehrzeit) als auch bei 
ausbildungsverträgen (ausbildung mit teilqualifikation) eine reduktion 
der regulären täglichen oder wöchentlichen normalarbeitszeit vereinbart 
werden. Lehrverhältnisse müssen in diesen Fällen jedenfalls im ausmaß 
der reduktion der normalarbeitszeit verlängert werden, die gesamtdauer 
der verlängerten Lehrzeit darf aber vier bzw. fünf Jahre nicht übersteigen. 
bei ausbildungsverhältnissen ist eine reduktion der arbeitszeit um bis 
zur hälfte der normalarbeitszeit zulässig, die mindestdauer der ausbil-
dungszeit von einem Jahr verlängert sich im ausmaß der reduktion der 
normalarbeitszeit; die gesamtdauer der ausbildungszeit darf drei Jahre 
nicht übersteigen. 

die Lehr- und ausbildungsverhältnisse sind durch die berufsausbildungs-
assistenz zu begleiten und zu unterstützen. die berufsausbildungs-
assistenz hat zu beginn der integrativen berufsausbildung gemeinsam 
mit den dafür in Frage kommenden personen bzw. den erziehungs-
berechtigten und den Lehrberechtigten bzw. ausbildungsverantwortli-
chen oder den ausbildungseinrichtungen und unter einbeziehung der 
schulbehörde erster instanz und des schulerhalters, die ziele der in-
tegrativen berufsausbildung festzulegen. ebenso sind ausbildungsin-
halte, ausbildungsziele und zeitdauer im rahmen der integrativen be-
rufsausbildung und pädagogische begleitmaßnahmen sowie die Form 
der einbindung in den berufsschulunterricht unter berücksichtigung 
der persönlichen Fähigkeiten und bedürfnisse der betreffenden person 
festzulegen. 

Lehr- bzw. ausbildungsverträge im rahmen der integrativen berufsaus-
bildung sind von der Lehrlingsstelle einzutragen, wenn eine verbindliche 
erklärung des arbeitsmarktservice, des bundessozialamtes oder einer 
(einrichtung einer) gebietskörperschaft über die durchführung der be-
rufsausbildungsassistenz vorliegt.

vor beginn einer integrativen berufsausbildung kann vom arbeitsmarkt-
service der besuch einer beruflichen Orientierungsmaßnahme empfohlen 
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werden. die berufliche Orientierungsmaßnahme gründet weder auf einem 
ausbildungsvertrag noch auf einem Lehrvertrag. 

bei der ausbildung mit teilqualifikation erfolgt die Feststellung der erwor-
benen Qualifikationen durch eine abschlussprüfung am ende der ausbil-
dungszeit, frühestens zwölf Wochen vor dem ende der ausbildung. die 
abschlussprüfung wird durch einen experten des betreffenden berufs-
bereiches und ein mitglied der berufsausbildungsassistenz durchgeführt. 
dabei ist anhand der vereinbarten ausbildungsinhalte und ausbildungs-
ziele festzustellen, welcher ausbildungsstand erreicht und welche Fertig-
keiten und Kenntnisse erworben wurden. die Lehrlingsstelle hat ein ab-
schlusszeugnis auszustellen und darin die festgestellten Fertigkeiten und 
Kenntnisse zu dokumentieren. 

ein Wechsel zwischen den ausbildungsarten (Lehrverhältnis, Lehrverhält-
nis mit verlängerter ausbildungsdauer, ausbildungsvertrag mit teilquali-
fikation) ist mit einer vereinbarung zwischen dem Lehrberechtigten und 
dem Lehrling und im einvernehmen mit der berufsausbildungsassistenz 
sowie unter einbeziehung der schulbehörde erster instanz möglich. der 
Wechsel hat durch den abschluss eines neuen Lehrvertrages oder neuen 
ausbildungsvertrages bzw. durch eine Änderung des Lehrvertrages zu er-
folgen. bei einem Wechsel der ausbildung sind im einvernehmen mit der 
berufsausbildungsassistenz noch erforderliche ausbildungsinhalte und 
die noch erforderliche ausbildungsdauer festzulegen. 

Wurde im rahmen einer ausbildung mit teilqualifikation die abschluss-
prüfung erfolgreich abgelegt und das berufsfachliche bildungsziel der 
ersten schulstufe der berufsschule erreicht, so ist bei einem anschließen-
den Lehrverhältnis zumindest das erste Lehrjahr auf die dauer der Lehr-
zeit des betreffenden Lehrberufes anzurechnen, sofern nicht eine verein-
barung zwischen Lehrberechtigtem und Lehrling über eine weitergehende 
anrechnung vorliegt. 

die bestimmungen des berufsausbildungsgesetzes gelten sinngemäß 
auch für die integrative berufsausbildung, bei ausbildung in einem Lehr-
betrieb besteht daher auch anspruch auf die entsprechende Lehrlings-
entschädigung nach dem jeweiligen Kollektivvertrag. 

personen, die im rahmen der integrativen berufsausbildung ausgebildet 
werden, gelten als Lehrlinge im sinne des allgemeinen sozialversiche-
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rungsgesetzes, des Familienlastenausgleichsgesetzes, des arbeitslosen-
versicherungsgesetzes, des insolvenz-entgeltsicherungsgesetzes und 
des einkommensteuergesetzes. Lehrlingen in diesem sinne gleichgestellt 
sind auch personen, die sich in einer der integrativen berufsausbildung 
vorgelagerten berufsorientierungsmaßnahme befinden, bis zum ausmaß 
von sechs monaten einer solchen berufsorientierungsmaßnahme. perso-
nen, die im rahmen der integrativen berufsausbildung an einem Lehr-
gang nach dem Jugendausbildungs-sicherungsgesetz teilnehmen, sind 
hinsichtlich der berufsschulpflicht und der sozialrechtlichen bestimmun-
gen Lehrlingen gleichgestellt.

Für personen, die sich in einem Lehrverhältnis mit verlängerter ausbil-
dungsdauer befinden, besteht berufsschulpflicht. personen in einer aus-
bildung mit teilqualifikation haben nach maßgabe der Festlegungen über 
die ausbildungsinhalte, das ausbildungsziel und die zeitdauer der ausbil-
dung die pflicht bzw. das recht zum besuch der berufsschule.  

Beihilfen für die betriebliche Ausbildung  
von Lehrlingen

zur Förderung der betrieblichen ausbildung von Lehrlingen können bei-
hilfen an Lehrberechtigte nach dem berufsausbildungsgesetz sowie an 
Lehrberechtigte nach dem Land- und forstwirtschaftlichen berufsausbil-
dungsgesetz gewährt werden. 

an Förderungen sind eine basisförderung (für Lehrverhältnisse, die über 
das ganze Lehrjahr aufrecht waren oder regulär bis maximal zehn Wo-
chen vor dem vereinbarten Lehrzeitende geendet haben) und zusätzliche 
Förderungen für das erstmalige ausbilden von Lehrlingen (blum-bonus ii) 
vorgesehen.

ebenso wurden Förderungen zur steigerung der Qualität der Lehrausbil-
dung geregelt; so werden beispielsweise betriebe bzw. Lehrberechtigte 
gefördert, deren Lehrlinge

 n zur hälfte der Lehrzeit an einem qualitätsbezogenen ausbildungs-
nachweis teilnehmen,

 n unter anrechnung auf die arbeitszeit eine zwischen- oder überbe-
triebliche ausbildungsmaßnahme absolviert haben (ausbildungsver-
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bundmaßnahme, zusatzausbildung, vorbereitungskurs auf die Lehr-
abschlussprüfung oder berufsreifeprüfung),

 n die Lehrabschlussprüfung mit auszeichnung oder mit gutem erfolg 
beim erstmaligen antreten ablegen.

basisförderung, blum-bonus ii und Förderung bei ausbildungsnachweis 
zur mitte der Lehrzeit kann nur für Lehrlinge in anspruch genommen wer-
den, deren eintrittsdatum in das Lehrverhältnis nach dem 27. 6. 2008 
liegt.

die abwicklung der Förderungen erfolgt durch die örtlich zuständige Lehr-
lingsstelle unter mitwirkung der arbeiterkammer. Für die antragstellung 
bei der Lehrlingsstelle sind Fristen vorgesehen; auf die beihilfen besteht 
kein rechtsanspruch. ein Förderstopp bzw. ein ausschluss von den För-
derungen kann unter anderem bei schwerwiegenden Übertretungen des 
berufsausbildungsgesetzes verhängt werden.

die richtlinie zur Förderung der betrieblichen ausbildung von Lehrlingen 
gemäß § 19c bag regelt die arten, die höhe, die dauer, die Form der 
gewährung und die rückforderbarkeit der beihilfen bzw. Förderungen, 
diese richtlinie findet sich unter www.lehre-foerdern.at, rechtsgrundla-
gen, Förderrichtlinie.
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die gegenseitigen rechte und 
pFLichten aus dem Lehrvertrag

um eine ordnungsgemäße Lehrlingsausbildung zu erreichen, sind im be-
rufsausbildungsgesetz die wichtigsten pflichten der parteien des Lehrver-
trags festgelegt.

Pflichten des/der Lehrberechtigten

der Lehrberechtigte trägt die Kosten und die verantwortung für die ord-
nungsgemäße Lehrlingsausbildung in seinem betrieb. außerdem hat er 
gegenüber dem Lehrling bzw. dessen gesetzlichen vertretern (eltern oder 
sonstigen erziehungsberechtigten) insbesondere folgende pflichten:

 n den Lehrling unter bedachtnahme auf die ausbildungsvorschriften zu 
unterweisen oder durch geeignete personen unterweisen zu lassen 
(ausbildung auf grund des berufsbildes),

 n den Lehrling zu keinen berufsfremden arbeiten heranzuziehen,
 n bei der beschäftigung des Lehrlings auf dessen Kräfte rücksicht zu 

nehmen,
 n den Lehrling vor misshandlungen und körperlichen züchtigungen zu 

schützen,
 n den Lehrling zur ordnungsgemäßen erfüllung seiner aufgaben und zu 

verantwortungsbewusstem verhalten anzuleiten,
 n den Lehrling zum regelmäßigen berufsschulbesuch anzuhalten und 

ihm die erforderliche zeit zum besuch derselben freizugeben,
 n die gesetzlichen vertreter des Lehrlings von wichtigen vorkommnis-

sen zu verständigen,
 n auf den stand der ausbildung in der berufsschule zu achten,
 n bei unterbringung des Lehrlings in einem internat im Falle eines lehr-

gangsmäßigen berufsschulbesuchs den unterschiedsbetrag zwi-
schen der Lehrlingsentschädigung und den internatskosten zu be-
zahlen,

 n dem Lehrling die für die ablegung der Lehrabschlussprüfung oder 
teilprüfung erforderliche zeit freizugeben,

 n dem Lehrling bei erstmaligem antritt zur Lehrabschlussprüfung wäh-
rend der Lehrzeit oder der Weiterverwendungszeit die prüfungstaxe 
zu ersetzen,

 n dem Lehrling die Lehrlingsentschädigung zu zahlen.
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der Lehrberechtigte hat außerdem dem ausbilder die zur erfüllung sei-
ner ausbildungsaufgaben und zur beruflichen Weiterbildung erforderliche 
zeit freizugeben.

Verpflichtungen des/der Lehrberechtigten  
gegenüber der Lehrlingsstelle

der Lehrberechtigte hat die Lehrlingsstelle unverzüglich zu informieren:
 n über umstände, die eine veränderung der dauer des Lehrverhältnis-

ses bewirken,
 n über die endigung des Lehrverhältnisses aus einem bestimmten 

grund,
 n über die vorzeitige auflösung eines Lehrverhältnisses,
 n über die betrauung und den Wechsel eines ausbilders oder ausbil-

dungsleiters.

darüber hinaus sind
 n die anmeldung des Lehrvertrags zur eintragung sowie
 n meldungen von Änderungen im Lehrvertrag

umgehend bei der Lehrlingsstelle vorzunehmen.

Pflichten des Lehrlings

nach dem berufsausbildungsgesetz hat der Lehrling insbesondere fol-
gende pflichten, um das ausbildungsziel (erlernung eines Lehrberufs und 
erfolgreiche ablegung der Lehrabschlussprüfung) zu erreichen:

 n sich zu bemühen, die für den Lehrberuf erforderlichen Fertigkeiten 
und Kenntnisse zu erwerben,

 n die berufsschule zu besuchen,
 n die ihm im zuge der ausbildung übertragenen aufgaben ordnungsge-

mäß zu erfüllen,
 n sich durch sein verhalten in die betriebliche Ordnung einzufügen,
 n geschäfts- und betriebsgeheimnisse zu wahren,
 n mit den ihm vom Lehrberechtigten zur verfügung gestellten Werkstof-

fen, Werkzeugen und geräten sorgsam umzugehen,
 n im Falle der arbeitsverhinderung den Lehrberechtigten oder den aus-

bilder unverzüglich zu verständigen bzw. verständigen zu lassen,
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 n das zeugnis der berufsschule und auf verlangen schulhefte, schular-
beiten und sonstige unterlagen der berufsschule dem Lehrberechtig-
ten vorzulegen.

Pflichten der gesetzlichen Vertreter

ist der Lehrling noch minderjährig, so haben dessen gesetzliche vertreter 
im zusammenwirken mit dem Lehrberechtigten den Lehrling zur erfüllung 
seiner pflichten nach dem berufsausbildungsgesetz und dem Lehrvertrag 
anzuhalten.

Dauer des Lehrverhältnisses

der Lehrvertrag wird für die dauer der Lehrzeit des Lehrberufs abge-
schlossen. die dauer der Lehrzeit ist für jeden einzelnen Lehrberuf in der 
Lehrberufsliste festgelegt und beträgt je nach Lehrberuf zwei, zweiein-
halb, drei, dreieinhalb oder vier Jahre. bei modularen Lehrberufen be-
trägt die Lehrzeitdauer mindestens drei Jahre (ein grundmodul plus ein 
hauptmodul) und höchstens vier Jahre (ein grundmodul plus ein haupt-
modul, ein weiteres hauptmodul oder ein oder zwei spezialmodule). bei 
gleichzeitiger ausbildung bei einem Lehrberechtigten in zwei Lehrberufen 
(doppellehre) beträgt die dauer der Lehrzeit die hälfte der gesamtdauer 
beider Lehrzeiten, vermehrt um ein Jahr, jedoch höchstens vier Jahre. 
hat der Lehrling bereits anrechenbare zeiten (z. b. in einem verwandten 
Lehrberuf) zurückgelegt, so verkürzt sich die Lehrzeit entsprechend den 
anrechnungsbestimmungen.

anrechenbare zeiten sind:
 n eine Lehrzeit in demselben Lehrberuf (anrechnung im vollen ausmaß),
 n eine Lehrzeit in einem verwandten Lehrberuf, wobei sich hier das 

ausmaß der anrechnung aus der Lehrberufsliste ergibt,
 n teile einer Lehrzeit in einem verwandten Lehrberuf entsprechend dem 

verhältnis der zurückgelegten Lehrzeit zum festgelegten ausmaß 
der anrechung in der Lehrberufsliste; gegebenenfalls eine weiterge-
hende anrechnung über vereinbarung zwischen Lehrberechtigtem 
und Lehrling bis zum höchstausmaß der tatsächlich zurückgelegten 
Lehrzeit, 
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 n eine Lehrzeit in einem ausbildungszweig der Land- und Forstwirt-
schaft nach einer etwaigen verwandtschaftsregelung in der Lehrbe-
rufsliste, sonst höchstens für zwei drittel der Lehrzeit,

 n eine Lehrzeit bzw. ausbildungszeit im rahmen der integrativen be-
rufsausbildung (abhängig vom einzelfall, siehe Kapitel „integ rative 
berufsausbildung“)

 n ausbildungszeiten in einem Lehrgang nach dem Jugendausbildungs-
sicherungsgesetz,

 n zeiten des Weiterbesuchs der berufsschule auch ohne Lehrverhältnis,
 n im ausland zurückgelegte Lehrzeiten oder vergleichbare berufsori-

entierte ausbildungszeiten (nach stellungnahme des Landes-berufs-
ausbildungsbeirates),

 n im ausland zurückgelegte ausbildungszeiten, wenn sie gleichge-
halten sind (siehe Kapitel „gleichhaltung von prüfungen und ausbil-
dungszeiten im ausland“) 

 n im in- oder ausland zurückgelegte zeiten beruflicher praxis, anlern-
tätigkeiten, Kursbesuche oder sonstiger einschlägiger zeiten, über 
vereinbarung zwischen Lehrberechtigtem und Lehrling, bis höchstens 
zwei drittel der festgelegten zeit des jeweiligen Lehrberufes (nach 
gutachten des Landes-berufsausbildungsbeirates), 

 n die Lehrlingsstelle kann auf antrag eine schulmäßig berufsorientierte 
ausbildung auf die festgesetzte Lehrzeit anrechnen (nach stellung-
nahme des Landes-berufsausbildungsbeirates).

anrechenbare zeiten sind der Lehrlingsstelle im zusammenhang mit der 
eintragung des Lehrvertrags mitzuteilen.

es kann auch zu einer verlängerung der Lehrzeitdauer durch vereinbarung 
der Lehrvertragsparteien (Änderung des bestehenden Lehrvertrages bzw. 
ergänzungslehrvertrag) kommen, wenn der Lehrling über vier monate ver-
hindert ist, den Lehrberuf zu erlernen. Wenn der Lehrling in einem zusam-
menhängenden zeitraum von über vier monaten aus in seiner person ge-
legenen gründen verhindert ist, den Lehrberuf zu erlernen, so ist die vier 
monate überschreitende zeit nicht auf die für den Lehrberuf festgesetzte 
Lehrzeitdauer anzurechnen. das gleiche gilt, wenn die dauer mehrerer 
solcher verhinderungen in einem Lehrjahr vier monate übersteigt.

derartige in der person des Lehrlings gelegene verhinderungsgründe wä-
ren z. b. Krankenstand, beschäftigungsverbot wegen schwangerschaft 
bzw. mutterschaft, Karenzzeit, präsenz-, ausbildungs- oder zivildienst.
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das ausmaß der möglichen anrechnung auf die Lehrzeit bei der Teilnahme 
an internationalen Ausbildungsprogrammen hängt von der art des aus-
bildungsprogramms – ausbildungen allgemeiner art (z. b. erlernung einer 
Fremdsprache) oder facheinschlägig qualifizierende ausbildungen – ab. 

bei teilnahme an internationalen ausbildungsprogrammen (allgemeiner 
art) während eines Lehrverhältnisses sind vier monate pro Lehrjahr auf 
die Lehrzeit anzurechnen. dabei sind allerdings zeiten von in der person 
des Lehrlings gelegenen verhinderungsgründen (z. b. Krankenstand) zu 
berücksichtigen. Fallen zeiten einer teilnahme an internationalen ausbil-
dungsprogrammen und zeiten anderer verhinderungsgründe in einem 
Lehrjahr zusammen, können insgesamt vier monate auf die Lehrzeit an-
gerechnet werden. Für den übersteigenden zeitraum, der nicht auf die 
Lehrzeit angerechnet wird, ist dem Lehrling vom Lehrberechtigten ein er-
gänzungslehrvertrag anzubieten. 

Wenn ein Lehrling an einem internationalen ausbildungsprogramm teil-
nimmt, bei dem eine ausbildung absolviert wird, die dem berufsbild so-
wie Lehrjahr des Lehrberufes des betreffenden Lehrlings entspricht, sind 
sechs monate pro Lehrjahr auf die Lehrzeit anzurechnen. hier gibt es 
keine zusammenrechnung mit anderen verhinderungszeiten. Für einen 
übersteigenden zeitraum, der nicht auf die Lehrzeit angerechnet wird, ist 
auch hier dem Lehrling ein ergänzungslehrvertrag vom Lehrberechtigten 
anzubieten.  

eine verlängerung der Lehrzeit ist auch bei einer speziellen Ausbildung 
in Kombination mit einer Lehrausbildung möglich (z. b. spitzensport 
in Kombination mit Lehre). die für einen Lehrberuf festgesetzte dauer der 
Lehrzeit kann durch vereinbarung zwischen dem Lehrberechtigten und 
dem Lehrling um bis zu 18 monate verlängert werden, wenn ein Lehrbe-
ruf im zusammenhang mit einer anderen ausbildung, deren gleichzeitige 
oder dazwischen erfolgende absolvierung mit der erreichung des Lehr-
ziels vereinbar ist, erlernt wird. dazu ist ein antrag in verbindung mit der 
anmeldung oder abänderung des Lehrvertrages bei der Lehrlingsstelle 
zu stellen und von dieser eine stellungnahme des Landes-berufsausbil-
dungsbeirates einzuholen. 
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beendigung des LehrverhÄLtnisses

Endigung des Lehrvertrages kraft Gesetzes

zur beendigung des Lehrverhältnisses bedarf es in einem solchen Fall 
keiner erklärung der parteien des Lehrvertrages. das Lehrverhältnis en-
det vielmehr „automatisch“ bei einem objektiv erkennbaren eintritt eines 
bestimmten im berufsausbildungsgesetz angeführten ereignisses (ex 
lege-endigung des Lehrverhältnisses).

bei einer solchen endigung des Lehrverhältnisses stehen dem Lehrling 
wohl die aliquoten teile der im Kollektivvertrag vorgesehenen sonder-
zahlungen sowie die finanzielle abgeltung des urlaubs zu, nicht aber ein 
schadenersatz für die entgangene restlehrzeit.

die gründe, die zu einer ex lege-endigung des Lehrverhältnisses führen, 
sind:

 n ablauf der im Lehrvertrag vereinbarten dauer der Lehrzeit,
 n erfolgreiche ablegung der Lehrabschlussprüfung vor dem Lehrzeit-

ende (der letzte tag des Lehrverhältnisses ist hier der auf die erfolg-
reich abgelegte Lehrabschlussprüfung folgende sonntag),

 n tod des Lehrlings,
 n verweigerung der eintragung des Lehrvertrags (rechtskraft des be-

scheides),
 n Löschung der eintragung des Lehrvertrages (rechtskraft der Lö-

schung),
 n tod des Lehrberechtigten, ohne entsprechende bestellung eines aus-

bilders,
 n verbot der Lehrlingsausbildung für den Lehrberechtigten (rechtskraft 

des bescheides),
 n verlust oder zurücklegung der für die Lehrlingsausbildung erforderli-

chen gewerbeberechtigung.
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Auflösung während der Probezeit

die ersten drei monate des Lehrverhältnisses gelten kraft gesetzes als 
probezeit. Während der probezeit kann der Lehrvertrag sowohl vom Lehr-
ling als auch vom Lehrberechtigten jederzeit einseitig – also ohne anga-
ben eines grundes und ohne einhaltung einer Frist oder eines termins 
– aufgelöst werden. besucht der Lehrling während der ersten drei monate 
des Lehrverhältnisses zur gänze oder teilweise über einen zusammen-
hängenden zeitraum von zumeist acht bis zehn Wochen (lehrgangsmä-
ßig) die berufsschule, so gelten die ersten sechs Wochen der tatsächli-
chen betrieblichen ausbildung als probezeit.

auch bei der auflösung des Lehrvertrages während der probezeit ist die 
schriftform notwendig. im Fall der auflösung des Lehrvertrages während 
der probezeit durch den Lehrling ist bei minderjährigen Lehrlingen die 
zustimmung der gesetzlichen vertreter verpflichtend.

Vorzeitige Auflösung

da der Lehrvertrag für die dauer der gesetzlich vorgeschriebenen Lehrzeit 
abgeschlossen wird und damit als befristeter arbeitsvertrag zu bewerten 
ist, kann ein Lehrvertrag nicht gekündigt werden.

ein Lehrverhältnis kann jedoch vorzeitig aufgelöst werden und zwar durch 
 n einvernehmliche auflösung,
 n auflösung aus einem im berufsausbildungsgesetz festgelegten grund 

(entlassung – austritt) und 
 n außerordentliche auflösung (ausbildungsübertritt)

die vorzeitige auflösung des Lehrvertrages bedarf grundsätzlich einer 
rechtsgeschäftlichen erklärung eines vertragspartners, des Lehrberech-
tigten bzw. des Lehrlings (entlassung – austritt, ausbildungsübertritt) 
oder beider vertragspartner (einvernehmliche auflösung).

Für eine rechtswirksame vorzeitige auflösung des Lehrvertrages ist wei-
ters die schriftform und bei minderjährigen Lehrlingen die zustimmung 
der gesetzlichen vertreter erforderlich.
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Einvernehmliche Auflösung

der Lehrvertrag kann bei Willensübereinstimmung beider parteien jeder-
zeit ohne angabe von gründen oder einhaltung einer bestimmten Frist 
oder eines bestimmten termins einvernehmlich gelöst werden. die ein-
vernehmliche auflösung des Lehrverhältnisses bedarf zur rechtswirk-
samkeit der schriftform und bei minderjährigen Lehrlingen der zustim-
mung der gesetzlichen vertreter.

darüber hinaus ist eine vorherige belehrung des Lehrlings über die nach 
dem berufsausbildungsgesetz bestehenden möglichkeiten der endigung 
und vorzeitigen auflösung eines Lehrverhältnisses sowie deren rechts-
folgen notwendig. die erfolgte belehrung ist entweder durch eine amts-
bestätigung eines arbeits- und sozialgerichts oder durch eine bescheini-
gung einer Kammer für arbeiter und angestellte schriftlich zu bestätigen. 

Auflösung aus einem im Berufsausbildungsgesetz 
festgelegten Grund (Entlassung – Austritt)

neben dem vorliegen eines gesetzlich vorgesehenen grundes ist für eine 
rechtswirksame vorzeitige auflösung des Lehrvertrages die schriftform 
sowie bei auflösung durch einen minderjährigen Lehrling die zustimmung 
der gesetzlichen vertreter erforderlich.

die gründe, die den Lehrberechtigten/die Lehrberechtigte zur vorzei-
tigen Lösung des Lehrvertrages berechtigen, sind im berufsausbildungs-
gesetz erschöpfend aufgezählt. insbesondere liegen diese vor, wenn der 
Lehrling:

 n einen diebstahl, eine veruntreuung oder eine sonstige strafbare 
handlung begeht, die ihn gegenüber dem Lehrberechtigten vertrau-
ensunwürdig macht,

 n personen im betrieb tätlich oder erheblich wörtlich beleidigt oder ge-
fährlich bedroht,

 n trotz wiederholter ermahnung die schulpflicht verletzt,
 n trotz wiederholter ermahnung die im auf grund des Lehrvertrages ob-

liegenden pflichten verletzt oder vernachlässigt,
 n seinen Lehrplatz unbefugt verlässt,
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 n unfähig wird, den Lehrberuf zu erlernen, sofern innerhalb der verein-
barten Lehrzeit das Wiedererlangen dieser Fähigkeiten nicht zu er-
warten ist,

 n einen seiner ausbildung abträglichen nebenerwerb betreibt,
 n infolge erheblicher pflichtverletzung der ausbildung im rahmen des 

ausbildungsverbundes nicht nachkommt.

gründe, die den Lehrling zur vorzeitigen auflösung des Lehrvertrags be-
rechtigen, sind insbesondere,

 n wenn der Lehrling ohne schaden für seine gesundheit das Lehrver-
hältnis nicht fortsetzen kann,

 n wenn der Lehrling seinen Lehrberuf aufgibt,
 n wenn der Lehrberechtigte unfähig wird, seinen verpflichtungen auf 

grund des berufsausbildungsgesetzes oder des Lehrvertrages nach-
zukommen,

 n wenn der Lehrberechtigte (ausbilder) die ihm obliegenden pflichten 
gröblich vernachlässigt,

 n wenn der Lehrberechtigte (ausbilder) den Lehrling misshandelt, kör-
perlich züchtigt oder erheblich wörtlich beleidigt,

 n wenn dem Lehrling die ergänzende ausbildung im rahmen des aus-
bildungsverbundes ohne gerechtfertigten grund im betreffenden 
Lehrjahr vorenthalten wird,

 n wenn der standort der ausbildungsstätte (betrieb, Werkstätte) auf 
dauer in eine andere gemeinde verlegt wird und dem Lehrling die 
zurücklegung eines längeren Weges zur ausbildungsstätte unzumut-
bar ist.

trifft den Lehrberechtigten oder den ausbilder ein verschulden an der 
vorzeitigen beendigung des Lehrvertrages, so steht dem Lehrling scha-
denersatz für die entgangene Lehrzeit (restlehrzeit, Weiterverwendungs-
zeit) zu.
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Außerordentliche Auflösung (Ausbildungsübertritt)

sowohl der Lehrberechtigte als auch der Lehrling können das Lehrver-
hältnis unter einhaltung bestimmter Fristen

 n zum ablauf des letzten tages des zwölften monats der Lehrzeit oder
 n zum ablauf des letzten tages des 24. monates der Lehrzeit (bei Lehr-

berufen mit drei, dreieinhalb oder vierjähriger Lehrzeit)
unter einhaltung einer Frist von einem monat einseitig außerordentlich 
auflösen.

diese auflösung bedarf zu ihrer rechtswirksamkeit der schriftform und 
bei auflösung durch einen minderjährigen Lehrling auch der zustimmung 
der gesetzlichen vertreter.

auf einen ausbildungsvertrag mit teilqualifikation im rahmen der integra-
tiven berufsausbildung finden die regelungen über diese art der vorzeiti-
gen auflösung (ausbildungsübertritt) keine anwendung, ein ausbildungs-
vertrag mit teilqualifikation kann daher durch außerordentliche auflösung 
nicht aufgelöst werden.

der/die Lehrberechtigte muss zur rechtswirksamkeit der außerordent-
lichen auflösung ein bestimmtes verfahren einhalten, er/sie muss unter 
anderem

 n die beabsichtigte außerordentliche auflösung und
 n die geplante aufnahme eines mediationsverfahrens

spätestens am ende des neunten bzw. 21. Lehrmonats
 n dem Lehrling,
 n der Lehrlingsstelle und
 n gegebenenfalls dem betriebsrat und dem Jugendvertrauensrat

mitteilen.

diese mitteilung hat den namen des Lehrlings, seine adresse, den Lehr-
beruf und den beginn und das ende der Lehrzeit zu enthalten.

Weiters muss vor der erklärung der außerordentlichen auflösung durch 
den Lehrberechtigten ein mediationsverfahren durchgeführt und beendet 
werden, es sei denn, dass der Lehrling die teilnahme am mediationsver-
fahren schriftlich ablehnt.
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zur durchführung des mediationsverfahrens ist ein mediator auszuwäh-
len. dazu hat der Lehrberechtigte dem Lehrling aus der Liste der eingetra-
genen mediatoren einen mediator vorzuschlagen, der Lehrling kann diese 
person unverzüglich ablehnen. der Lehrberechtigte hat dann zwei weitere 
personen aus der mediatorenliste vorzuschlagen, aus denen der Lehrling 
unverzüglich eine person auswählen muss, sollte der Lehrling keine per-
son auswählen, gilt der erstvorschlag als angenommen.

der mediator ist vom Lehrberechtigten spätestens am ende des zehnten 
bzw. 22. Lehrmonats zu beauftragen.

in die mediation sind einzubeziehen
 n der Lehrberechtigte, 
 n der Lehrling,
 n der gesetzliche vertreter bei minderjährigkeit des Lehrlings,
 n auf verlangen des Lehrlings eine person seines vertrauens.

zweck des mediationsverfahrens ist es 
 n die problemlage für die beteiligten personen darzustellen und 
 n zu erörtern, ob und unter welchen voraussetzungen eine Fortsetzung 

des Lehrverhältnisses möglich ist.

das mediationsergebnis ist beendet 
 n wenn ein ergebnis erzielt wurde (bereitschaft des Lehrberechtigten 

zur Fortsetzung des Lehrverhältnisses oder erklärung des Lehrlings, 
nicht weiter auf die Fortsetzung des Lehrverhältnisses zu bestehen)

 n wenn der mediator die mediation für beendet erklärt.

das mediationsverfahren endet jedenfalls mit beginn des fünften Werk-
tages vor ablauf des elften bzw. 23. Lehrmonats, sofern mindestens ein 
mediationsgespräch unter beteiligung des Lehrberechtigten oder in des-
sen vertretung einer mit der ausbildung des Lehrlings betrauten person 
stattgefunden hat.

die Kosten des mediationsverfahrens sind vom Lehrberechtigten zu tragen.

Kommt es zur außerordentlichen auflösung durch den Lehrberechtigten, 
dann hat der Lehrberechtigte die erklärung der außerordentlichen auflö-
sung des Lehrverhältnisses unverzüglich der Lehrlingsstelle mitzuteilen. 
die Lehrlingsstelle hat die regionale geschäftsstelle des arbeitsmarktser-
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vice von dieser erklärung zu verständigen, um einen reibungslosen aus-
bildungsübertritt auf einen ersatzausbildungsplatz zu ermöglichen.

das arbeitsmarktservice hat einem Lehrling, der seine ausbildung fort-
setzen möchte, innerhalb von drei monaten nach erhalt der information 
über die beendigung des Lehrverhältnisses einen ausbildungsplatz zu 
vermitteln. der Lehrling muss dem arbeitsmarktservice daher auch sei-
nen Wunsch nach Fortsetzung seiner ausbildung mitteilen.

in Fällen des besonderen Kündigungsschutzes nach dem mutterschutz-
gesetz, väter-Karenzgesetz, arbeitsplatz-sicherungsgesetz, behinderten-
einstellungsgesetz und für mitglieder des Jugendvertrauensrates und be-
triebsrates nach dem arbeitsverfassungsgesetz ist eine außerordentliche 
auflösung des Lehrverhältnisses durch den Lehrberechtigten nicht möglich.

Die Weiterverwendungspflicht („Behaltezeit“)

der/die Lehrberechtigte ist verpflichtet, den Lehrling im betrieb im erlern-
ten beruf drei monate weiter zu verwenden, sofern das Lehrverhältnis

 n durch zeitablauf oder
 n durch die erfolgreich abgelegte Lehrabschlussprüfung, die frühestens 

zehn Wochen vor Lehrzeitende abgelegt werden kann,
vorzeitig endet.

die Weiterverwendungszeit steht dem Lehrling also im unmittelbaren an-
schluss an das ende der Lehrzeit zu, unabhängig davon, ob die Lehrab-
schlussprüfung bereits abgelegt wurde oder nicht.

da die Weiterverwendungspflicht ausschließlich den Lehrberechtigten in Form 
einer Kontrahierungspflicht trifft, hat der Lehrling am ende seiner Lehrzeit die 
möglichkeit zu entscheiden, ob er von der Weiterverwendungszeit gebrauch 
macht oder nicht. eine solche Wahlmöglichkeit für den Lehrling besteht aber 
dann nicht mehr, wenn schon im Lehrvertrag eine befris tung des arbeitsver-
trages für die dauer der Weiterverwendungszeit abgeschlossen wurde. es 
sollte daher der abschluss eines befristeten arbeitsvertrages, vor allem auch 
im hinblick auf einen allfälligen Kündigungsschutz (wie mutterschutz, prä-
senz-, ausbildungs- bzw. zivildienst), möglichst vermieden werden.
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außerdem wird der ablauf der Weiterverwendungszeit gehemmt, wenn in 
diesem zeitraum der präsenz-, ausbildungs- oder zivildienst angetreten 
wird.

Verkürzte Weiterverwendungszeit

Legt der Lehrling infolge der anrechnung einer vorhergehenden Lehrzeit, 
vorlehrezeit, ausbildung im rahmen der integrativen berufsausbildung oder 
der berücksichtigung eines Lehrzeitersatzes (z. b. besuch einer berufsbil-
denden schule) nicht die gesamte dauer der Lehrzeit in ein und demselben 
Lehrbetrieb zurück, so gilt hinsichtlich der Weiterverwendungszeit folgende 
regelung:

 n beträgt die beim letzten Lehrberechtigten zurückgelegte Lehrzeit die 
hälfte oder weniger als die halbe Lehrzeit, so steht die halbe Weiter-
verwendungszeit (1,5 monate) zu.

 n beträgt die dauer der Lehrzeit beim letzten Lehrberechtigten mehr als 
die hälfte der gesetzlich vorgesehenen Lehrzeit, so ist stets die volle 
Weiterverwendungszeit zu gewähren.

Verlängerte Weiterverwendungszeit

durch bestimmungen in den Kollektivverträgen kann die dauer der Wei-
terverwendungszeit für den ausgelernten Lehrling mehr als drei monate 
betragen.

Entfall – vorzeitige Beendigung der  
Weiterverwendungszeit

die örtlich zuständige Wirtschaftskammer hat im einvernehmen mit der 
örtlich zuständigen arbeiterkammer binnen 14 tagen über antrag eines 
Lehrberechtigten diesem die verpflichtung zur Weiterverwendung zu 
erlassen oder die bewilligung zur Kündigung vor ablauf der Weiterver-
wendungszeit zu erteilen, wenn der Lehrberechtigte aus wirtschaftlichen 
gründen diese verpflichtung nicht erfüllen kann.

entscheidet die Wirtschaftskammer nicht fristgerecht, so hat die bezirks-
verwaltungsbehörde über diesen antrag nach anhörung der zuständigen 
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Wirtschaftskammer sowie der zuständigen arbeiterkammer darüber end-
gültig zu entscheiden.

der antrag auf entfall der verpflichtung zur gewährung der Weiterverwen-
dungszeit ist vor beginn derselben zu stellen. Wurde für die dauer der 
Weiterverwendungszeit ein befristeter arbeitsvertrag geschlossen, so ist 
eine Kündigung ausgeschlossen.

eine berechtigte vorzeitige auflösung des arbeitsvertrages während der 
Weiterverwendungszeit (entlassung, vorzeitiger austritt, einvernehmliche 
Lösung) ist aber möglich.

Das Lehrzeugnis

nach der beendigung oder vorzeitigen auflösung des Lehrverhältnisses 
hat der/die Lehrberechtigte auf seine/ihre Kosten dem Lehrling ein zeug-
nis auszustellen, das angaben über den Lehrberuf und die dauer des 
Lehrverhältnisses enthält. Formulierungen, die dem Lehrling das Fort-
kommen erschweren, sind unzulässig.

das Lehrzeugnis ist gebührenfrei.

Die Lehrabschlussprüfung

die Lehrlingsstelle ist verpflichtet dafür zu sorgen, dass alle Lehrlinge am 
ende ihrer Lehrzeit die Lehrabschlussprüfung ablegen können.

die Lehrabschlussprüfung kann
 n im erlernten Lehrberuf oder
 n in einem verwandten Lehrberuf

abgelegt werden.

durch die Lehrabschlussprüfung soll festgestellt werden,
 n ob sich der Lehrling die Fertigkeiten und Kenntnisse des Lehrberufes 

angeeignet hat,
 n ob der Lehrling die tätigkeiten des Lehrberufes fachgerecht ausfüh-

ren kann.
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die Lehrabschlussprüfung gliedert sich in eine praktische und eine theo-
retische prüfung; die theoretische prüfung erfolgt immer schriftlich.

die theoretische prüfung entfällt, wenn der/die prüfungswerberin die 
erreichung des Lehrziels der letzten Klasse der berufsschule oder den 
erfolgreichen abschluss einer die Lehrzeit ersetzenden berufsbildenden 
mittleren oder höheren schule nachweist.

tritt ein prüfungswerber während seiner Lehrzeit oder Weiterverwen-
dungszeit erstmals zur Lehrabschlussprüfung an, so sind die notwendi-
gen prüfungsmaterialien kostenlos zur verfügung zu stellen. der prüfling 
muss eine prüfungstaxe entrichten. diese ist vom prüfungswerber zu be-
zahlen, er hat aber anspruch auf ersatz der prüfungstaxe seitens des 
Lehrberechtigten, wenn er während der Lehrzeit oder der Weiterverwen-
dungszeit erstmals zur Lehrabschlussprüfung antritt.

die Lehrabschlussprüfung ist vor einer, von der Lehrlingsstelle errichte-
ten, prüfungskommission abzulegen. Jede prüfungskommission besteht 
aus einem vorsitzenden und zwei beisitzern.

Anträge auf Zulassung zur Lehrabschlussprüfung können stellen:
 n Lehrlinge, frühestens sechs monate vor beendigung ihrer Lehrzeit,
 n Lehrlinge, ab beginn ihres letzten Lehrjahres, die die berufsschule er-

folgreich abgeschlossen haben, wenn der Lehrberechtigte zustimmt 
oder das Lehrverhältnis einvernehmlich oder ohne verschulden des 
Lehrlings vorzeitig aufgelöst wurde oder vorzeitig geendet hat,

 n personen, die die Lehrzeit allenfalls unter anrechnung einer schulmä-
ßigen ausbildung beendet haben und

 n personen, die auf grund einer schulmäßigen ausbildung keine Lehr-
zeit zurücklegen müssen.

dem antrag auf zulassung zur Lehrabschlussprüfung sind grundsätzlich 
anzuschließen:

 n der nachweis über die dauer der zurückgelegten Lehrzeit oder der 
anzurechnenden Lehrzeit (vorhergehenden Lehr-, ausbildungs- oder 
vorlehrezeit oder zu berücksichtigende schulmäßige ausbildung) oder 
das zeugnis einer schule, deren erfolgreicher besuch die Lehrzeit 
ganz oder teilweise ersetzt,

 n der nachweis über im ausland zurückgelegte Lehrzeit oder vergleich-
bare berufsorientierte ausbildungszeiten,
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 n der nachweis über den besuch der berufsschule oder über die be-
freiung von der berufsschulpflicht,

 n der nachweis über die entrichtung der prüfungstaxe.
die Lehrlingsstelle kann aus organisatorischen gründen auf die vorlage 
der nachweise verzichten bzw. festlegen, dass die prüfungstaxe zu ei-
nem späteren zeitpunkt eingehoben wird.

eine ausnahmsweise Zulassung zur Lehrabschlussprüfung ist bei der 
örtlich zuständigen Lehrlingsstelle zu beantragen.

anträge können stellen:
 n Lehrlinge nach zurücklegung von mindestens der hälfte der für den 

Lehrberuf festgelegten Lehrzeit, allenfalls unter berücksichtigung ei-
nes Lehrzeitersatzes, wenn das Lehrverhältnis gelöst wurde und kei-
ne möglichkeit besteht, für den rest der dauer der Lehrzeit ein Lehr-
verhältnis abzuschließen. 

 n personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, wenn sie den er-
werb der für den jeweiligen Lehrberuf erforderlichen Fertigkeiten und 
Kenntnisse glaubhaft machen können.

 n behinderte personen, die im Wege der rehabilitation in einem beruf 
ausgebildet wurden. sie sind ohne rücksicht auf das genannte min-
destalter zur prüfung zuzulassen.

die zulassung erfolgt mit bescheid.

die Lehrlingsstelle kann auf antrag des prüfungswerbers/der prüfungs-
werberin festlegen, dass die theoretische prüfung teilweise oder zur gän-
ze entfällt, wenn dies auf grund des glaubhaft gemachten Qualifikations-
erwerbs sachlich vertretbar ist. 

der festgesetzte prüfungstermin darf nicht vor dem zeitpunkt liegen zu 
dem der prüfungswerber frühestens die prüfung hätte ablegen dürfen, 
wenn er am 1. 7. des Jahres, in dem er die schulpflicht beendet hat, 
ein Lehrverhältnis begonnen hätte (ausgenommen davon sind behinderte 
personen, die im Wege der rehabilitation ausgebildet wurden).

beabsichtigt die Lehrlingsstelle dem antrag des prüfungswerbers nicht 
stattzugegeben, ist die Kammer für arbeiter und angestellte anzuhören. 
ebenso ist der Kammer für arbeiter und angestellte eine ausfertigung des 
bescheides zu übermitteln, dagegen steht ihr das recht der berufung 
bzw. beschwerde zu.
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die Lehrlingsstelle hat prüfungswerberinnen, die eine schule mit einer 
zusätzlichen systematischen ausbildung in einem Lehrberuf besuchen, 
am Ende der 12. Schulstufe zur Lehrabschlussprüfung zuzulassen, 
wenn auf grund der vermittelten fachlichen ausbildung eine erfolgreiche 
ablegung der Lehrabschlussprüfung erwartet werden kann. 

der antrag auf zulassung kann ein halbes Jahr vor dem ende dieser 
schulstufe bei der nach dem schulstandort oder Wohnort des prüfungs-
werbers zuständigen Lehrlingsstelle gestellt werden. bei erfolgreicher ab-
solvierung der 12. schulstufe entfällt die theoretische prüfung. 

davon unberührt bleiben die regelungen über die zusatzprüfungen (sie-
he Kapitel „zusatzprüfung“).

die Lehrabschlussprüfung kann frühestens abgelegt werden:
 n in den letzten zehn Wochen der Lehrzeit,
 n bei besuch einer lehrgangsmäßigen berufsschule nicht vor dem ende 

des letzten Lehrganges,
 n bei besuch einer ganzjährigen oder saisonmäßigen berufsschule 

sechs Wochen vor ende des unterrichtsjahres,
 n bei Lehrberufen mit zweieinhalb- oder dreieinhalbjähriger dauer sechs 

Wochen vor beendigung der berufsschulpflicht.

die allgemeine Prüfungsordnung gilt für alle Lehrberufe und enthält u. a.
 n die höhe der prüfungstaxe und der prüferentschädigung,
 n die regelungen bezüglich des prüfungsvorganges einschließlich der 

prüfungsniederschrift.

die Prüfungsordnungen für die einzelnen Lehrberufe enthalten u. a.:
 n bestimmungen über die gegenstände der praktischen und theoreti-

schen prüfung,
 n welche gegenstände der praktischen prüfung im rahmen einer zu-

satzprüfung zu prüfen sind.

auf grund der benotung der Lehrabschlussprüfung stellt die prüfungs-
kommission fest, ob die prüfung

 n mit auszeichnung bestanden,
 n mit gutem erfolg bestanden 
 n bestanden
 n oder nicht bestanden wurde.
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von der Lehrlingsstelle wird nach abschluss der Lehrabschlussprüfung
 n ein prüfungszeugnis

sowie auf antrag des prüflings
 n ein entsprechend gestalteter Lehrbrief

ausgestellt.

im Fall des nichtbestehens der Lehrabschlussprüfung kann diese wieder-
holt werden. bei Wiederholung der prüfung sind nur die negativ bewerte-
ten prüfungsgegenstände zu prüfen.

die prüfungsordnungen finden sich zum download im internet unter 
www.bmwfj.gv.at (berufsausbildung, Lehrberufe in Österreich, Liste der 
Lehrberufe von a – z).

Teilprüfung über den Fachbereich der Berufsreife-
prüfung im Rahmen der Lehrabschlussprüfung

die regelungen über die berufsreifeprüfung finden sich im bundesgesetz 
über die berufsreifeprüfung.

personen ohne reifeprüfung können durch die ablegung der berufsreife-
prüfung die mit der reifeprüfung einer höheren schule verbundenen be-
rechtigungen (z. b. besuch von Kollegs, Fachhochschul-studiengängen, 
universitäten) erwerben, wenn sie beispielsweise eine Lehrabschlussprü-
fung nach dem berufsausbildungsgesetz oder eine Facharbeiterprüfung 
nach dem Land- und forstwirtschaftlichen berufsausbildungsgesetz er-
folgreich abgelegt haben. 

die berufsreifeprüfung umfasst vier teilprüfungen: deutsch, mathematik, 
Lebende Fremdsprache und Fachbereich. der stoff der berufsreifeprü-
fung orientiert sich am Lehrplan einer höheren schule.

Lehrlinge dürfen zu höchstens drei teilprüfungen bereits vor ablegung der 
Lehrabschlussprüfung antreten. 

bei vierjährigen Lehrberufen kann die teilprüfung über den Fachbereich 
auch im rahmen der Lehrabschlussprüfung abgelegt werden. diese 
teilprüfung über den Fachbereich ist in den Prüfungsordnungen von 
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vierjährigen Lehrberufen und modularen Lehrberufen mit vierjähriger 
ausbildungszeit vorzusehen. die Fachbereichsprüfung umfasst eine fünf-
stündige schriftliche Klausurarbeit über ein thema aus dem berufsfeld 
des prüfungskandidaten/der prüfungskandidatin (einschließlich des fach-
lichen umfeldes) und eine entsprechende mündliche prüfung mit dem 
ziel einer auseinandersetzung auf höherem niveau. an stelle der fünf-
stündigen schriftlichen Klausurarbeit kann auch eine projektorientierte ar-
beit (einschließlich einer präsentation und diskussion unter einbeziehung 
des fachlichen umfeldes) auf höherem niveau abgelegt werden (projekt-
arbeit). Wer eine projektarbeit absolviert hat, muss nicht mehr zum münd-
lichen teil der deutschprüfung antreten. 

die Anmeldung zur teilprüfung über den Fachbereich hat mit der anmel-
dung zur Lehrabschlussprüfung zu erfolgen, vom prüfungskandidaten/
der prüfungskandidatin ist eine eigene prüfungsgebühr zu entrichten. 

die Prüfungskommission für die teilprüfung über den Fachbereich be-
steht aus den beiden beisitzern/beisitzerinnen der Lehrabschlussprü-
fungskommission und einem/einer fachkundigen experten/expertin (für 
abschlussprüfungen von vorbereitungskursen für die berufsreifeprüfung) 
als vorsitzende/n. 

Zusatzprüfung

die zusatzprüfung gilt als Lehrabschlussprüfung im betreffenden Lehr-
beruf.

eine zusatzprüfung kann nach der erfolgreichen Ablegung 
 n einer Lehrabschlussprüfung in einem Lehrberuf nach dem berufsaus-

bildungsgesetz,
 n einer Facharbeiterprüfung in einem land- und forstwirtschaftlichem 

Lehrberuf,
 n einer reifeprüfung an einer allgemein bildenden höheren schule mit 

einschlägigen berufsbildenden inhalten,
 n einer reife- und diplomprüfung an einer berufsbildenden höheren 

schule einschließlich der höheren land- und forstwirtschaftlichen 
Lehranstalten gemäß dem Land- und forstwirtschaftlichen bundes-
schulgesetz oder deren sonderformen,
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oder nach dem erfolgreichen Abschluss
 n einer mindestens zweijährigen berufsbildenden mittleren schule ein-

schließlich einer Land- und forstwirtschaftlichen Fachschule oder de-
ren sonderformen,

in Lehrberufen
 n aus dem berufsbereich der ausbildung oder
 n einem der ausbildung fachlich nahe stehenden berufsbereich (insbe-

sondere in verwandten Lehrberufen)
abgelegt werden.

bei modularen Lehrberufen bezieht sich die möglichkeit zur ablegung ei-
ner zusatzprüfung auf die jeweiligen hauptmodule bzw. spezial module.

der von der Lehrlingsstelle für die zusatzprüfung festzusetzende prü-
fungstermin darf nicht vor dem zeitpunkt liegen, zu dem der/die prüfungs-
werber/in unter der annahme eines mit 1. Juli des Jahres der beendi-
gung seiner/ihrer schulpflicht in dem betreffenden Lehrberuf begonnenen 
Lehrverhältnisses frühestens die Lehrabschlussprüfung hätte ablegen  
dürfen. 

die zusatzprüfung bezieht sich auf die Gegenstände der praktischen 
Prüfung.

der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend kann in der 
Prüfungsordnung des betreffenden Lehrberufes für personen, die 

 n eine Lehrabschlussprüfung in einem Lehrberuf nach dem berufsaus-
bildungsgesetz erfolgreich abgelegt haben oder

 n eine berufliche erstausbildung und in weiterer Folge einen anerkann-
ten vorbereitungskurs für die Lehrabschlussprüfung erfolgreich ab-
solviert haben, 

festlegen, dass teile der praktischen prüfung nicht zu prüfen sind, wenn 
dies auf grund der fachlich nahe stehenden ausbildungsinhalte sachlich 
vertretbar ist. 

die Lehrlingsstelle kann auf Antrag des/der prüfungswerbers/prüfungs-
werberin für personen, die 

 n eine reifeprüfung an einer allgemein bildenden höheren schule mit 
einschlägigen berufsbildenden inhalten, eine reife- und diplom-
prüfung an einer berufsbildenden höheren schule einschließlich der 
höheren Land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten gemäß dem 
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Land- und forstwirtschaftlichen bundesschulgesetz oder deren son-
derformen erfolgreich abgelegt haben oder

 n eine vierjährige berufsbildende mittlere schule oder eine ihrer son-
derformen erfolgreich abgeschlossen haben,

festlegen, dass teile der praktischen prüfung nicht zu prüfen sind, wenn 
dies auf grund der fachlich nahe stehenden ausbildungsinhalte sachlich 
vertretbar ist. 

Gleichhaltung von Prüfungen und  
Ausbildungszeiten im Ausland

ausländische Prüfungszeugnisse sind den entsprechenden österreichi-
schen prüfungszeugnissen gleichzuhalten, wenn dies

 n in verordnungen des bundesministers für Wirtschaft, Familie und Ju-
gend, mit der die gleichwertigkeit des ausländischen prüfungszeug-
nisses festgestellt wurde oder

 n in staatsverträgen
festgelegt ist.

eine diesbezügliche verordnung wurde hinsichtlich von Lehrabschluss-
prüfungszeugnissen der autonomen provinz bozen (südtirol) erlassen; 
ein diesbezüglicher staatsvertrag wurde mit deutschland und mit ungarn 
abgeschlossen.

Wird eine im ausland erfolgreich abgelegte prüfung weder von einer ver-
ordnung noch von einem staatsvertrag erfasst, kann derjenige, der die 
prüfung abgelegt hat, einen antrag auf gleichhaltung beim bundesminis-
ter für Wirtschaft, Familie und Jugend stellen. die prüfung ist dann einer 
entsprechenden österreichischen prüfung gleichzuhalten, wenn nachge-
wiesen wird, dass die berufsausbildung und die in der ausländischen 
prüfung nachgewiesenen Fertigkeiten und Kenntnisse gleichwertig sind, 
das heißt, der antragsteller ist in der Lage, die dem entsprechenden 
Lehrberuf eigentümlichen tätigkeiten selbst fachgerecht auszuführen 
(gleichwertigkeit). 

Wenn eine im ausland absolvierte prüfung weder durch staatsvertrag 
noch durch verordnung oder bescheid des bundesministers für Wirt-
schaft, Familie und Jugend gleichgehalten ist bzw. gleichgehalten werden 
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kann, so ist vom bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend mit 
bescheid die zulassung zu einer verkleinerten Lehrabschlussprüfung 
auszusprechen, wenn:

 n die im ausland zurückgelegte berufsausbildung in weiten bereichen 
einer ausbildung in einem Lehrverhältnis gleichkommt und

 n die bei der prüfung im ausland nachgewiesenen Fertigkeiten und 
Kenntnisse in weiten bereichen dem zweck der Lehrabschlussprü-
fung nahe kommen.

der bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat mit bescheid 
über die zulassung zu entscheiden und festzulegen, welche gegenstän-
de des praktischen teils der Lehrabschlussprüfung zu absolvieren sind.

ausländische berufsorientierte Ausbildungszeiten sind der Lehrzeit oder 
teilen der Lehrzeit gleichzuhalten, wenn dies in staatsverträgen festge-
legt worden ist. 

ausländische berufsorientierte ausbildungszeiten im rahmen internatio-
naler ausbildungsprogramme können durch verordnung des bundesmi-
nisters für Wirtschaft, Familie und Jugend der Lehrzeit oder teilen der 
Lehrzeit gleichgehalten werden, wenn ein vergleich der ausländischen 
rechtsvorschriften mit den ausbildungsvorschriften des betreffenden 
Lehrberufes ergibt, dass die ausländische ausbildung, insbesondere hin-
sichtlich der vermittelten berufs praktischen Fertigkeiten und Kenntnisse, 
in weiten bereichen der Lehrausbildung nahe kommt.
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arbeits- und sOziaLrechtLiche bestim-
mungen im beruFsausbiLdungsgesetz

Lehrlingsentschädigung

der/die Lehrberechtigte ist verpflichtet, dem Lehrling eine Lehrlingsent-
schädigung zu zahlen. die höhe der Lehrlingsentschädigung ist in der 
regel gestaffelt nach Lehrjahren im auf das Lehrverhältnis anzuwenden-
den Kollektivvertrag geregelt. abhängig vom jeweiligen Kollektivvertrag 
gebührt dem Lehrling auch eine Weihnachtsremuneration und ein ur-
laubszuschuss in der im entsprechenden Kollektivvertrag festgelegten 
höhe.

die Kollektivverträge werden zwischen den gewerkschaften und der Wirt-
schaftskammer verhandelt und abgeschlossen.

Für den Fall, dass in einem Lehrberuf keine kollektivvertraglich festgeleg-
te Lehrlingsentschädigung vorgesehen ist, richtet sich die Lehrlingsent-
schädigung nach der individuellen vereinbarung im Lehrvertrag.

die Lehrlingsentschädigung gebührt auch für die dauer der unterrichts-
zeit in der berufsschule sowie für die dauer der Lehrabschlussprüfung 
und der allenfalls vorgesehenen teilprüfungen.

Wird der Lehrling vom Lehrberechtigten zu einer ausländischen berufs-
orientierten ausbildung im sinne des berufsausbildungsgesetzes (teil-
nahme an internationalen ausbildungsprogrammen) entsandt, dann ist 
der Lehrberechtigte für die zeit der teilnahme an dieser ausbildung zur 
bezahlung der Lehrlingsentschädigung verpflichtet.

Entgeltfortzahlung bei Krankheit – Unglücksfall

ist der Lehrling infolge Krankheit oder unglücksfall an der arbeitsleistung 
verhindert, so gebührt dem Lehrling pro Lehrjahr für vier Wochen die volle 
Lehrlingsentschädigung und für weitere zwei Wochen ein teilentgelt in 
der höhe des unterschiedsbetrages zwischen der vollen Lehrlingsent-
schädigung und dem Krankengeld von der Krankenkasse.
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ist dieser entgeltanspruch innerhalb eines Lehrjahres ausgeschöpft, ge-
bührt bei einer weiteren arbeitsverhinderung infolge Krankheit innerhalb 
desselben Lehrjahres für die ersten drei tage der arbeitsverhinderung die 
volle Lehrlingsentschädigung und für weitere sechs Wochen ein teilent-
gelt in der höhe des oben angeführten unterschiedsbetrages.

Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfall –  
Berufskrankheit

besteht die arbeitsverhinderung (Krankenstand) infolge eines arbeitsun-
falles oder einer berufskrankheit, so steht dem Lehrling je anlassfall un-
abhängig von einer sonstigen arbeitsverhinderung bis zur dauer von acht 
Wochen die volle Lehrlingsentschädigung und für weitere vier Wochen ein 
teilentgelt in der höhe des unterschiedsbetrages zwischen der Lehrlings-
entschädigung und dem Krankengeld als entgeltfortzahlung zu.

Sonstige entgeltpflichtige Arbeitsverhinderung

ist der Lehrling aus einem wichtigen in seiner person gelegenen grund 
vo rübergehend an der arbeitsleistung gehindert (z. b. arztbesuch, be-
hördenweg, besondere familiäre ereignisse), so steht nach maßgabe des  
§ 1154b abgb bzw. des einschlägigen Kollektivvertrages die Fortzahlung 
des entgeltes in der höhe der Lehrlingsentschädigung zu.

51564_JugendschutzA5_kern.indd   56 22.07.10   15:04



57AK-Infoservice

beitragszahLungen nach dem betriebLi-
chen mitarbeiter- und seLbstÄndigenvOr-
sOrgegesetz (abFertigung neu)

Für Lehrverhältnisse, die nach dem 31. 12. 2002 begonnen haben, hat der 
Lehrberechtigte ab beginn des Lehrverhältnisses einen laufenden beitrag 
in höhe von 1,53% des monatlichen entgelts (Lehrlingsentschädigung) 
sowie allfälliger sonderzahlungen an den für den Lehrling zuständigen 
Krankenversicherungsträger zur Weiterleitung an die jeweilige betriebli-
che vorsorgekasse zu überweisen, wenn das Lehrverhältnis länger als 
einen monat dauert. der erste monat ist jedenfalls beitragsfrei. 

Wird innerhalb von zwölf monaten ab ende eines Lehrverhältnisses mit 
dem selben Lehrberechtigten erneut ein Lehrverhältnis abgeschlossen, 
setzt die beitragspflicht mit dem ersten tag dieses Lehrverhältnisses ein. 

Für Lehrverhältnisse, die zum 31. 12. 2002 bestanden haben, gelten die 
„alten“ regelungen weiter, das heißt, zeiten eines Lehrverhältnisses wer-
den bei der bemessung der abfertigung nur berücksichtigt, wenn das 
arbeitsverhältnis einschließlich der Lehrzeit beim selben arbeitgeber 
mindestens sieben Jahre gedauert hat. zeiten eines Lehrverhältnisses 
allein begründen nach den „alten“ bestimmungen keinen abfertigungs-
anspruch. 

ein Wechsel in das neue abfertigungssystem ist über eine schriftliche ver-
einbarung zwischen arbeitgeberin und arbeitnehmerin unter Festlegung 
eines stichtages, ab dem die bestimmungen des betrieblichen mitarbei-
ter- und selbständigenvorsorgegesetzes gelten sollen, möglich.

die Weiterverwendungszeit wird nicht als neues arbeitsverhältnis im sin-
ne des betrieblichen mitarbeiter- und selbständigenvorsorgegesetzes 
gesehen. es gelten daher die „alten“ abfertigungsregelungen für ein mit 
der Weiterverwendungspflicht an die Lehrzeit anschließendes arbeitsver-
hältnis weiter, wenn die Lehrzeit vor dem 1. 1. 2003 begonnen hat. 
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urLaubsrecht

Urlaub

grundsätzlich gelten die regelungen des urlaubsgesetzes. die wichtigs-
ten bestimmungen für Lehrlinge werden hier kurz angeführt.

Lehrlingen gebührt ein ununterbrochener urlaub von 30 Werktagen in je-
dem arbeitsjahr (urlaubsjahr).

als Werktage gelten die tage von montag bis einschließlich samstag mit 
ausnahme der gesetzlichen Feiertage.

in den ersten sechs monaten des ersten arbeitsjahres entsteht der an-
spruch auf urlaub im verhältnis zu der im arbeitsjahr zurückgelegten 
dienstzeit; nach sechs monaten in vollem ausmaß. in jedem weiteren ar-
beitsjahr entsteht der urlaubsanspruch sofort mit beginn des jeweiligen 
arbeitsjahres.

der zeitpunkt des urlaubsantrittes ist zwischen dem/der Lehrberechtig-
ten und dem Lehrling unter rücksichtnahme auf die erfordernisse des 
betriebes und die erholungsmöglichkeit des Lehrlings zu vereinbaren.

der urlaub kann in zwei teile geteilt werden, doch muss ein teil mindes-
tens sechs Werktage betragen.

auf verlangen des jugendlichen Lehrlings (bis zum vollendeten 18. Le-
bensjahr) ist der Lehrberechtigte verpflichtet, eine vereinbarung über den 
urlaubsverbrauch im ausmaß von mindestens zwölf Werktagen in der zeit 
zwischen dem 15. Juni und dem 15. september eines Jahres zu treffen.

Während des urlaubs ist die Lehrlingsentschädigung weiterzubezahlen. 
die auszahlung des gesamten urlaubsentgeltes hat im voraus für die ge-
samte urlaubsdauer zu erfolgen.

erkrankt oder verunglückt ein Lehrling während seines urlaubs, so wer-
den die auf die Werktage fallenden tage der erkrankung auf das ur-
laubsausmaß nicht angerechnet, wenn die erkrankung länger als drei 
Kalendertage gedauert hat. der Lehrling ist verpflichtet, dem/der Lehr-
berechtigten nach dreitägiger Krankheitsdauer die erkrankung unver-
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züglich mitzuteilen. bei Wiederantritt des dienstes hat er ein ärztliches 
attest oder eine bestätigung des zuständigen Krankenversicherungsträ-
gers beizubringen.

bei erkrankung im ausland muss zusätzlich zur bestätigung des behan-
delnden arztes eine behördliche bestätigung darüber beigefügt sein, 
dass die bestätigung von einem zur ausübung des arztberufes berech-
tigten arzt ausgestellt wurde. diese bestätigung ist dann nicht erforder-
lich, wenn die behandlung stationär oder ambulant in einem Krankenhaus 
erfolgte und hierüber eine bescheinigung vorgelegt wird.

Wurde der urlaub bis zur beendigung oder auflösung des Lehrverhältnis-
ses nicht oder nicht in vollem ausmaß verbraucht, gilt hinsichtlich einer 
etwaigen abgeltung Folgendes:

urlaubsansprüche werden anteilsmäßig (im verhältnis zur zurückgelegten 
dienstzeit in diesem urlaubsjahr) abgegolten (Urlaubsersatzleistung). 
urlaubsentgelt für einen über das aliquote ausmaß hinaus verbrauchten 
Jahresurlaub ist nicht rückzuerstatten, außer bei beendigung des Lehr-
verhältnisses durch

 n unberechtigten vorzeitigen austritt oder
 n verschuldete entlassung.

eine abgeltung gebührt nicht, wenn der Lehrling ohne wichtigen grund 
vorzeitig austritt.

Für nicht verbrauchten urlaub aus vorangegangenen urlaubsjahren hat 
die abgeltung in vollem ausmaß zu erfolgen.

Urlaub im Baugewerbe

Für Lehrlinge im baugewerbe entsteht der urlaubsanspruch nach errei-
chung der im bauarbeiter-urlaubs- und abfertigungsgesetz vorgeschrie-
benen anwartschaftswochen (arbeitswochen), wobei dienstzeiten in ver-
schiedenen betrieben zusammengerechnet werden.

Für einen urlaubsanspruch von 30 Werktagen sind 47 anwartschaftswo-
chen notwendig. allerdings entsteht nach 26 anwartschaftswochen be-
reits ein urlaubsanspruch im halben ausmaß; in weiterer Folge erhöht 
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sich der urlaubsanspruch im verhältnis zur zurückgelegten dienstzeit (bis 
auf 30 Werktage für 47 anwartschaftswochen).

die Lehrlinge erhalten bei urlaubsantritt ein urlaubsentgelt (urlaubs-
geld zuzüglich urlaubszuschuss), das den in der anwartschaftsperiode 
erworbenen anwartschaften und der dauer des urlaubs entspricht. der 
anspruch richtet sich gegen die bauarbeiter-urlaubs- und abfertigungs-
kasse. bei ausscheiden aus dem beruf erhalten Lehrlinge eine abfindung 
seitens der bauarbeiter-urlaubs- und abfertigungskasse, wenn sie min-
destens sechs monate in keinem arbeitsverhältnis stehen, auf welches 
das bauarbeiter-urlaubs- und abfertigungsgesetz anwendung findet.
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bestimmungen des Kinder- und JugendLi-
chenbeschÄFtigungsgesetzes (KJbg)

Jugendliche arbeitnehmer befinden sich in einer phase der psychischen 
und physischen veränderung und sind daher schutzbedürftiger als „er-
wachsene“ arbeitnehmer. daher gelten in einem arbeits- oder ausbil-
dungsverhältnis zwischen 15 und 18 Jahren bezüglich der beschäftigung 
die besonderen bestimmungen des Kinder- und Jugendlichenbeschäfti-
gungsgesetzes.

ausgenommen vom geltungsbereich sind:
 n Kinder und Jugendliche, für die das Landarbeitsgesetz gilt,
 n Jugendliche in privaten haushalten.

Kinder

unter Kindern im sinne des KJbg sind minderjährige
 n bis zur vollendung des 15. Lebensjahres oder
 n bis zur späteren beendigung der schulpflicht

zu verstehen.

als ausnahme gilt aber, dass minderjährige, die die schulpflicht vollendet 
haben, 

 n in einem Lehrverhältnis,
 n in einem Ferialpraktikum oder im rahmen eines pflichtpraktikums 

oder
 n in einem ausbildungsverhältnis im rahmen der integrativen berufs-

ausbildung 
beschäftigt werden dürfen, auch wenn sie das 15. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben.

Jugendliche

Jugendliche sind personen, die nicht als Kinder gelten
 n bis zur vollendung des 18. Lebensjahres.
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Arbeitszeit

die arbeitszeit Jugendlicher darf
 n acht stunden täglich und
 n vierzig stunden wöchentlich

nicht überschreiten.

die tägliche und wöchentliche normalarbeitszeit der Jugendlichen darf in 
folgenden Fällen von der grundsätzlichen regelung abweichen:

 n zur erreichung einer längeren Wochenfreizeit (z. b. Freitag Früh-
schluss, hier kann die tägliche arbeitszeit auf neun stunden verlän-
gert werden);

 n wenn der Kollektivvertrag dies zulässt, kann über einen mehrwöchi-
gen durchrechnungszeitraum die arbeitszeit in einzelnen Wochen 
ausgedehnt werden, allerdings darf die arbeitszeit im durchschnitt 
dieses durchrechnungszeitraumes 40 stunden nicht übersteigen. um 
eine längere zusammenhängende Freizeit zu ermöglichen, können in 
verbindung mit Feiertagen „Fenstertage“ eingearbeitet werden.

bei einer anderen verteilung der arbeitszeit darf die tägliche arbeitszeit 
neun stunden bzw. die wöchentliche arbeitszeit 45 stunden nicht über-
schreiten.

Über die arbeitszeiten sollten genaue aufzeichnungen geführt und 
in einer Liste eingetragen werden; ein muster ist im internet unter  
www.arbeiterkammer.at zu finden.

Unterrichtszeit

zur erfüllung der gesetzlichen berufsschulpflicht ist den Lehrlingen die 
erforderliche zeit freizugeben. Für die unterrichtszeit ist die Lehrlingsent-
schädigung weiterzuzahlen.

die unterrichtszeit (einschließlich pausen – jedoch ohne mittagspause) ist 
auf die dauer der wöchentlichen arbeitszeit anzurechnen.

beträgt die unterrichtszeit an einem schultag mindestens acht stunden, 
so ist eine beschäftigung im betrieb nicht mehr zulässig. beträgt die un-
terrichtszeit weniger als acht stunden, ist eine beschäftigung nur insoweit 
zulässig, als die unterrichtszeit, die notwendige Wegzeit zwischen be-
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trieb und schule und die im betrieb zu verbringende zeit die gesetzliche 
arbeitszeit nicht überschreiten. besucht ein Lehrling eine lehrgangsmäßi-
ge oder saisonmäßige berufsschule, darf er während des tatsächlichen 
besuchs des Lehrganges bzw. der saisonmäßigen berufsschule nicht im 
betrieb beschäftigt werden.

Vor- und Abschlussarbeiten

Werden Lehrlinge zu vor- und abschlussarbeiten herangezogen, so ist 
die auf diese arbeiten entfallende zeit grundsätzlich durch eine frühere 
beendigung bzw. einen späteren beginn der eigentlichen betriebsarbeit 
entsprechend auszugleichen. der ausgleich hat noch in derselben Wo-
che, spätestens jedoch in der folgenden Kalenderwoche zu erfolgen.

Wenn zwingende betriebliche gründe vorliegen, darf zur durchfüh-
rung von vor- und abschlussarbeiten die gesetzliche normalarbeitszeit 
für Lehrlinge über 16 Jahre um eine halbe stunde verlängert werden. 
die dauer dieser mehrarbeit darf drei stunden in der Woche nicht über-
schreiten, die tägliche arbeitszeit darf 9,5 stunden nicht überschreiten. 
eine verlängerung der arbeitszeit darf nur in folgenden Fällen vorgenom-
men werden:

 n bei arbeiten zur reinigung und instandhaltung, soweit diese arbeiten 
während des regelmäßigen betriebes nicht ohne unterbrechung oder 
erhebliche störung ausführbar sind;

 n bei arbeiten, von denen die Wiederaufnahme oder aufrechterhaltung 
des vollen betriebes arbeitstechnisch abhängt,

 n bei arbeiten zur abschließenden Kundenbedienung einschließlich der 
damit zusammenhängenden notwendigen aufräumungsarbeiten.

Lenkzeit

die Lenkzeit Jugendlicher, die zu berufskraftfahrern ausgebildet werden, 
darf vier stunden täglich und 20 stunden wöchentlich nicht überschrei-
ten. Fahrten, die im rahmen der berufsausbildung in einer Fahrschule 
absolviert werden, sind in die Lenkzeit einzurechnen.
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Überstunden

als Überstunde für Jugendliche gilt jede arbeitsleistung, die nach dem 
Kinder- und Jugendlichenbeschäftigungsgesetz bzw. dem entsprechen-
den Kollektivvertrag über die festgelegte tägliche oder wöchentliche ar-
beitszeit hinausgeht. Obwohl Überstunden verboten sind, gebührt dem 
Jugendlichen für dennoch geleistete Überstunden ein zuschlag von 50% 
auf den normallohn (Lehrlingsentschädigung). Kollektivverträge können 
höhere Überstundenentgelte vorsehen.

Für Lehrlinge, die das 18. Lebensjahr bereits vollendet haben, ist für die 
berechnung der Überstundenentlohnung der niedrigste im betrieb verein-
barte Facharbeiterlohn bzw. angestelltengehalt heranzuziehen.

Ruhepause und Ruhezeit

Wenn die tagesarbeitszeit mehr als 4,5 stunden beträgt, gebührt eine un-
unterbrochene halbstündige ruhepause. diese ist spätestens nach sechs 
stunden zu gewähren.

Jugendlichen, die zu berufskraftfahrern ausgebildet werden, muss bei 
Lehrfahrten nach einer ununterbrochenen Lenkzeit von höchstens zwei 
stunden eine Lenkpause von einer halben stunde gewährt werden. 

Lehrlinge bis zum vollendeten 15. Lebensjahr haben nach arbeitsende 
anspruch auf eine ununterbrochene ruhezeit von mindestens 14 stun-
den innerhalb von 24 stunden nach arbeitsbeginn. 

Lehrlingen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr sind zwölf stunden unun-
terbrochene ruhezeit innerhalb von 24 stunden nach arbeitsbeginn zu 
gewähren; eine ausnahme besteht für das gastgewerbe, wo eine unun-
terbrochene ruhezeit von zwölf stunden nach arbeitsende einzuhalten 
ist.
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Nachtruhe

in der zeit von 20 uhr abends bis 6 uhr früh dürfen Jugendliche nicht 
beschäftigt werden.

ausnahmen gibt es für:
 n Jugendliche über 16 Jahre im gastgewerbe, sie dürfen bis 23 uhr be-

schäftigt werden.
 n Jugendliche über 16 Jahre in schichtbetrieben, sie dürfen im wö-

chentlichen Wechsel bis 22 uhr beschäftigt werden. 
 n Jugendliche über 15 Jahre in schichtbetrieben, sie dürfen bereits ab 

5 uhr beschäftigt werden, wenn bei einem späteren arbeitsbeginn 
keine zumutbare möglichkeit zur erreichung des betriebes gegeben 
ist.

 n Jugendliche, die bei musikaufführungen, theatervorstellungen und 
sonstigen aufführungen und bei Filmaufnahmen mitwirken, sie dürfen 
bis 23 uhr beschäftigt werden.

 n Lehrlinge ab dem vollendeten 15. Lebensjahr im Lehrberuf bäcker, sie 
dürfen ab 4 uhr früh zu arbeiten, die der berufsausbildung dienen, 
herangezogen werden.

 n Jugendliche, die im Krankenpflegefachdienst oder als hebamme aus-
gebildet werden, dürfen im letzten Jahr ihrer ausbildung, wenn dies 
für die erreichung des ausbildungszieles erforderlich ist, unter gewis-
sen vo raussetzungen während der nachtzeit beschäftigt werden.

soweit eine beschäftigung zwischen 22 und 6 uhr zugelassen ist, dür-
fen Jugendliche in dieser zeit nur regelmäßig beschäftigt werden, wenn 
vor aufnahme dieser arbeiten und danach in jährlichen abständen eine 
Jugendlichenuntersuchung nach dem allgemeinen sozialversicherungs-
gesetz oder eine dieser untersuchung vergleichbare ärztliche untersu-
chung, vorzugsweise durch Ärzte mit arbeitsmedizinischer ausbildung, 
durchgeführt wurde.
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Sonn- und Feiertagsruhe

an sonntagen und gesetzlichen Feiertagen dürfen Jugendliche nicht be-
schäftigt werden.

dieses verbot gilt nicht:
 n in Krankenpflegeanstalten und pflegeheimen,
 n bei musikaufführungen,
 n bei theatervorstellungen und sonstigen aufführungen,
 n bei arbeiten auf sport- und spielplätzen,
 n im gastgewerbe.

Wochenfreizeit

Jugendliche bis zur vollendung des 18. Lebensjahres haben nach dem 
Kinder- und Jugendlichenbeschäftigungsgesetz grundsätzlich anspruch 
auf eine ununterbrochene wöchentliche Freizeit von zwei Kalendertagen, 
in die der sonntag zu fallen hat. diese Wochenfreizeit soll nach möglich-
keit (vor- und abschlussarbeiten) spätestens um 13 uhr am samstag 
beginnen. bei beschäftigung am samstag hat der darauffolgende mon-
tag arbeitsfrei zu bleiben (sonderregelung für den Fall montag berufs-
schultag).

es gibt hierzu etliche ausnahmeregelungen wie z. b. die teilung der Wo-
chenfreizeit aus organisatorischen gründen oder im interesse der Ju-
gendlichen, die durchrechnung der Wochenfreizeit oder sonderregelun-
gen für den handel für die beschäftigung von Jugendlichen am samstag 
nachmittag. Kollektivverträge können weitere ausnahmen zulassen; wie 
beispielsweise für die Lehrberufe bäcker, Fleischer, Konditor und molke-
reifachmann.

Akkordarbeit

Jugendliche, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 
Lehrlinge dürfen nicht mit akkordarbeiten oder sonstigen leistungsbezo-
genen prämienarbeiten beschäftigt werden.
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Beförderung höherer Geld- oder Sachwerte

außerhalb des betriebes dürfen Jugendliche nicht zur beförderung hö-
herer geld- oder sachwerte unter eigener verantwortung herangezogen 
werden.

Maßregelungsverbot

arbeitgebern ist die körperliche züchtigung oder beleidigung Jugendli-
cher verboten.

disziplinarmaßnahmen dürfen nur dann verhängt werden, wenn dies in 
einem Kollektivvertrag oder in einer betriebsvereinbarung vorgesehen ist.

geldstrafen als disziplinierungsmaßnahmen dürfen nicht verhängt werden.

Gesundheits- und Sittlichkeitsschutz,  
Gefahrenunterweisungen

bei beschäftigungsbeginn und bei jeder bedeutenden Änderung der ar-
beitsbedingungen eines/einer Jugendlichen hat der/die arbeitgeberin die 
für die sicherheit und gesundheit sowie für die sittlichkeit des/der Ju-
gendlichen bestehenden gefahren zu ermitteln. dabei sind insbesondere 
zu berücksichtigen:

 n die einrichtung und gestaltung der arbeitsstätte und des arbeitsplatzes,
 n die gestaltung, auswahl und der einsatz von arbeitsmitteln,
 n die verwendung von arbeitsstoffen,
 n die gestaltung der arbeitsverfahren und der arbeitsvorgänge und de-

ren zusammenwirken und
 n Körperkraft, alter und stand der ausbildung und der unterweisung 

der Jugendlichen.

von besonderer bedeutung ist in diesem zusammenhang, dass die Ju-
gendlichen vor der arbeitsaufnahme über die im betrieb bestehenden 
gefahren und die zur abwendung dieser gefahren getroffenen maßnah-
men unterwiesen werden müssen.
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sie müssen vor der erstmaligen verwendung an maschinen, bei arbeiten 
mit gasen, chemikalien oder bei arbeiten auf gefährlichen arbeitsstellen 
über das bei der verrichtung solcher arbeiten notwendige verhalten so-
wie über die bestehenden schutzvorkehrungen und deren handhabung 
unterwiesen werden.

diesen unterweisungen ist ein mitglied des betriebsrates (Jugendvertrau-
ensrates) beizuziehen. sie sind mindestens einmal jährlich durchzuführen.

zusammengefasst ergibt sich, dass der/die arbeitgeberin alle maßnah-
men zu treffen hat, die für ein sicheres arbeiten des/der Jugendlichen 
erforderlich sind. im gegensatz zu erwachsenen arbeitnehmern hat er/
sie dabei nicht nur die physischen und psychischen veränderungen des/
der Jugendlichen zu berücksichtigen, sondern auch, dass sich der/die 
Jugendliche erst in der beruflichen entwicklung befindet und daher noch 
über kein so ausgeprägtes gefahrenbewusstsein verfügt, wie es für man-
che berufe notwendig wäre.

Jugendlichenuntersuchung

die Jugendlichenuntersuchungen sind vorsorgeuntersuchungen. sie ha-
ben das ziel, hauptsächlich bei Jugendlichen auftretende erkrankungen 
möglichst frühzeitig zu erkennen und durch beratung oder medizinische 
maßnahmen allenfalls notwendige schritte zu veranlassen. daneben ist 
es auch wichtig, die einstellung der Jugendlichen zur erhaltung der ge-
sundheit mit ihrem arbeitsumfeld in verbindung zu bringen.

dem arbeitgeber kommt insofern eine wichtige aufgabe zu, als er die 
Jugendlichen über den sinn dieser untersuchungen zu belehren, sie zur 
teilnahme anzuhalten und ihnen die erforderliche Freizeit unter Fortzah-
lung des entgelts zu gewähren hat.
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Verzeichnisse und Aushänge

in jedem betrieb, in dem Jugendliche beschäftigt werden, ist ein verzeich-
nis über die Jugendlichen zu führen. das verzeichnis hat unter anderem 
angaben über namen, Wohnort, geburtsdatum, beginn der beschäfti-
gung der Jugendlichen, die geleisteten arbeitsstunden und deren entloh-
nung sowie urlaubsaufzeichnungen zu enthalten.

Weiters ist ein abdruck
 n des Kinder- und Jugendlichenbeschäftigungsgesetzes, der verord-

nung über beschäftigungsverbote und -beschränkungen, die Wo-
chenberichtsblatt-verordnung und die dazu ergangenen bescheide,

 n sofern keine diesbezügliche betriebsvereinbarung abgeschlossen 
wurde, ein aushang über den beginn und das ende der normalar-
beitszeit, der ruhepausen sowie über die dauer der Wochenruhezeit

an geeigneter stelle zur einsicht auszuhängen.

die auflage- und aushangpflicht hinsichtlich des Kinder- und Jugendli-
chenbeschäftigungsgesetzes kann auch dadurch erfüllt werden, dass der 
gesetzestext und die arbeitszeiteinteilung den Jugendlichen in geeigne-
ter elektronischer Form oder durch geeignete telekommunikationsmittel 
zugänglich gemacht wird.

die beschäftigung von Jugendlichen im gastgewerbe an aufeinander-
folgenden sonntagen ist vom arbeitgeber/von der arbeitgeberin dem 
arbeitsinspektorat anzuzeigen. diese anzeige hat unter anderem zu ent-
halten:

 n Familien- und vorname des Jugendlichen sowie das geburtsdatum,
 n den zeitraum, für den die beschäftigung an aufeinanderfolgenden 

sonntagen vorgesehen ist,
 n zeiten des besuches einer lehrgangs- oder saisonmäßigen berufs-

schule, soweit diese in den zeitraum der beschäftigung an aufeinan-
derfolgenden sonntagen fallen.

die anzeige hat spätestens zwei Wochen vor beginn der beschäftigung 
Jugendlicher an aufeinanderfolgenden sonntagen zu erfolgen.
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Arbeitsinspektion

die einhaltung der vorschriften über den Jugendarbeitsschutz überwa-
chen die arbeitsinspektorate; diese haben vor bewilligung von ausnah-
men und vor erlassung von verfügungen in angelegenheiten, die die 
arbeitsverhältnisse Jugendlicher betreffen, unter anderem auch die Ju-
gendschutzstelle der jeweils zuständigen arbeiterkammer anzuhören.
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LehrverhÄLtnis und prÄsenz-,  
ausbiLdungs-, ziviLdienst

alle arbeitnehmer (Lehrlinge) die zum präsenz-, ausbildungs- oder zi-
vildienst bzw. arbeitnehmerinnen die zum ausbildungsdienst einberufen 
werden, haben dies dem arbeitgeber (Lehrberechtigten) unverzüglich 
nach der zustellung des einberufungsbefehles bzw. des zuweisungsbe-
scheides mitzuteilen. mit der mitteilung wird der besondere Kündigungs- 
und entlassungsschutz wirksam.

Während der Leistung des präsenz-, ausbildungs- oder zivildienstes 
bleibt das Lehrverhältnis aufrecht, die vier monate übersteigende zeit 
wird aber nicht auf die Lehrzeitdauer angerechnet. Für die auf die festge-
setzte Lehrzeit noch fehlende zeit, ist dem Lehrling vom Lehrberechtigten 
ein ergänzungslehrvertrag anzubieten. Wird der präsenz-, ausbildungs- 
oder zivildienst während der Weiterverwendungszeit angetreten, so wird 
der Fortlauf der Weiterverwendungszeit durch die Leistung dieser dienste 
gehemmt. 

bei Lehrverhältnissen, die dem betrieblichen mitarbeiter- und selbststän-
digenvorsorgegesetz (abfertigung neu) unterliegen hat der/die Lehrbe-
rechtigte für die dauer des präsenz-, ausbildungs- oder zivildienstes bei-
träge an den zuständigen Krankenversicherungsträger zur Weiterleitung 
an die entsprechende betriebliche vorsorgekasse zu leisten, die höhe der 
beiträge wurde mit 1,53% der fiktiven bemessungsgrundlage in höhe 
des Kinderbetreuungsgeldes (nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz) 
festgelegt. 

Lehrlinge können einen aufschub der einberufung zum präsenzdienst 
bzw. der zuweisung zum zivildienst beantragen, sofern sie noch keine 
Lehrabschlussprüfung abgelegt haben. der antrag auf aufschub wegen 
der bevorstehenden Lehrabschlussprüfung muss die voraussichtliche 
zeit, in der die prüfung stattfindet sowie eine bestätigung der zuständi-
gen Lehrlingsstelle bei der Wirtschaftskammer enthalten und ist bei der 
ergänzungsabteilung des für den Lehrling zuständigen militärkomman-
dos bzw. bei der zivildienstserviceagentur einzubringen.
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mutterschutz

Für weibliche Lehrlinge und jugendliche arbeitnehmerinnen gelten im Fall 
der mutterschaft die bestimmungen des mutterschutzgesetzes. die spe-
zielle broschüre „mutterschutz und elternkarenz“ zum download findet 
sich auf der Website der arbeiterkammer www.arbeiterkammer.at. 

Während der schwangerschaft und stillzeit dürfen keine Überstunden 
geleistet werden. Über die gesetzlich oder kollektivvertraglich zulässi-
ge tägliche arbeitszeit hinaus darf nicht gearbeitet werden. die tägliche 
arbeitszeit darf keinesfalls 9 stunden, die wöchentliche arbeitszeit kei-
nesfalls 40 stunden überschreiten. hinsichtlich der beschäftigung gelten 
besondere verwendungsbeschränkungen. 

damit die schutzbestimmungen des mutterschutzgesetzes wirksam wer-
den können, ist es erforderlich, die schwangerschaft dem/der arbeitge-
ber/in so rasch wie möglich mitzuteilen. 

Für jugendliche arbeitnehmerinnen besteht während der schwangerschaft  
bis zum ablauf von 4 monaten nach der entbindung ein besonderer Kün-
digungs- und entlassungsschutz. im Falle einer bereits ausgesprochenen 
Kündigung des arbeitsverhältnisses muss der/die arbeitgeberin innerhalb 
von 5 arbeitstagen über die bestehende schwangerschaft unterrichtet 
und eine ärztliche bestätigung über das bestehen der schwangerschaft 
beigebracht werden, dann wird die Kündigung nachträglich unwirksam. 

der entlassungsschutz nach dem mutterschutzgesetz gilt auch für weib-
liche Lehrlinge. eine schwangere arbeitnehmerin bzw. ein schwangerer 
Lehrling kann grundsätzlich nur unter vorheriger zustimmung des ar-
beits- und sozialgerichtes entlassen werden. 

der Kündigungs- und entlassungsschutz gilt nicht während der probezeit 
und für befristete arbeitsverhältnisse gelten sonderregelungen. 

8 Wochen vor der niederkunft beginnt die schutzfrist (absolutes be-
schäftigungsverbot), deren dauer sich auf 8 Wochen (im allgemeinen) bis 
höchstens 16 Wochen nach der niederkunft erstrecken kann. bei vorlie-
gen bestimmter medizinischer gründe kann vom arbeitsinspektorat eine 
vorzeitige Freistellung mit Wochengeldanspruch bewilligt werden. Für die 
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dauer der schutzfrist besteht bei erfüllung der vo raussetzungen ein an-
spruch auf Wochengeld seitens der gebietskrankenkasse. 

im anschluss an die schutzfrist haben mutter oder vater wahlweise an-
spruch auf Karenzzeit (Karenzurlaub). das gesetzliche höchstausmaß der 
Karenzzeit dauert bis zum 24. Lebensmonat des Kindes. Für diesen zeit-
raum besteht ebenfalls ein Kündigungs- bzw. entlassungsschutz. beginn 
und dauer der Karenz sind dem/der arbeitgeberin bzw. dem/der Lehrbe-
rechtigten grundsätzlich bis zum ende des beschäftigungsverbotes (mut-
ter) bzw. innerhalb von acht Wochen nach der entbindung (vater) bzw. bei 
teilung der Karenz spätestens drei monate vor ende des ersten Karenz-
teiles (am besten schriftlich) mitzuteilen. 

zeiten des beschäftigungsverbotes und die Karenzzeit sind, wenn sie 4 
monate übersteigen, nicht auf die für den betreffenden Lehrberuf festge-
setzte Lehrzeitdauer anzurechnen. Für die noch fehlende restlehrzeit hat 
der/die Lehrberechtigte dem Lehrling nach beendigung der Karenzzeit 
einen ergänzungslehrvertrag anzubieten.  

die regelungen über die elternteilzeit gelten nicht für Lehrlinge.  
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mitbestimmung am arbeitspLatz

Jugendvertrauensrat

in jedem betrieb, in dem dauernd mindestens fünf arbeitnehmerinnen be-
schäftigt werden, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (ju-
gendliche arbeitnehmerinnen), ist ein Jugendvertrauensrat zu errichten.

der Jugendvertrauensrat hat die besonderen interessen der jugendlichen 
arbeitnehmerinnen grundsätzlich im einvernehmen mit dem betriebsrat 
und in zusammenarbeit mit den überbetrieblichen inte ressenvertretungen 
der arbeitnehmer (gewerkschaft und arbeiterkammern) wahrzunehmen.

betriebsrat und Jugendvertrauensrat sind zur gegenseitigen beratung 
und unterstützung verpflichtet. die aufgaben des Jugendvertrauensrates 
werden im gesetz beispielsweise aufgezählt.

 n beantragung von maßnahmen und beseitigung von mängeln in an-
gelegenheiten, die die jugendlichen arbeitnehmerinnen des betriebes 
betreffen.

 n Überwachung der einhaltung der für das arbeitsverhältnis jugendli-
cher arbeitnehmerinnen geltenden vorschriften.

 n teilnahme eines mitgliedes an den unterweisungen über bestehende 
unfallgefahren im betrieb.

 n vorschläge in Fragen der berufsausbildung und der beruflichen Wei-
terbildung jugendlicher arbeitnehmerinnen.

 n teilnahme eines mitgliedes an den beratungen zwischen betriebsrat 
und betriebsinhaber.

der betriebsrat und der betriebsinhaber sind verpflichtet, dem Jugend-
vertrauensrat die zur erfüllung seiner aufgaben erforderlichen auskünfte 
zu erteilen.
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Jugendversammlung

die Jugendversammlung besteht aus der gesamtheit der jugendlichen 
arbeitnehmerinnen des betriebes und der mitglieder des Jugendver-
trauensrates, die nicht jugendliche arbeitnehmer sind. diese sind auch 
stimmberechtigt. zur erleichterung der zusammenarbeit zwischen Ju-
gendvertretung und betriebsrat ist jeder im betrieb bestehende betriebs-
rat berechtigt, durch zumindest einen vertreter mit beratender stimme an 
der Jugendversammlung teilzunehmen. die Jugendversammlung ist vom 
Jugendvertrauensrat mindestens einmal im Kalenderjahr einzuberufen. 
ist noch kein Jugendvertrauensrat gewählt oder ist er funktionsunfähig, 
so sind zur einberufung berechtigt:

 n der an Lebensjahren älteste stimmberechtigte jugendliche arbeitnehmer,
 n jeder im betrieb bestehende betriebsrat,
 n jede zuständige freiwillige (gewerkschaften) oder gesetzliche (arbei-

terkammern) interessenvertretung der arbeitnehmer.

da der Jugendvertrauensrat ein gemeinsames vertretungsorgan aller ju-
gendlichen arbeitnehmerinnen des betriebes ist, nehmen an der Jugend-
versammlung sowohl die jugendlichen arbeiterinnen als auch die jugend-
lichen angestellten teil.

Wahl des Jugendvertrauensrates

die mitglieder des Jugendvertrauensrates werden durch unmittelbare und 
geheime Wahl für die dauer von zwei Jahren gewählt.

der Jugendvertrauensrat besteht in betrieben mit
 n 5 bis 10 jugendlichen arbeitnehmern aus 1 Jugendvertreter,
 n 11 bis 30 jugendlichen arbeitnehmern aus 2 mitgliedern,
 n 31 bis 50 jugendlichen arbeitnehmern aus 3 mitgliedern,
 n 51 bis 100 jugendlichen arbeitnehmern aus 4 mitgliedern.
 n in betrieben mit mehr als 100 jugendlichen arbeitnehmern erhöht sich 

für je weitere 100 jugendliche arbeitnehmer die zahl der mitglieder 
um eines usw.

im bereich der Jugendvertretung sind keine getrennten vertretungsein-
richtungen der arbeiter und der angestellten vorgesehen.
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in betrieben, in denen sowohl der gruppe der arbeiter als auch der grup-
pe der angestellten dauernd mindestens fünf jugendliche arbeitneh-
merinnen angehören, sind die mitglieder des Jugendvertrauensrates von 
jeder gruppe getrennt zu wählen, doch ist die Wahl zur gleichen zeit und 
am gleichen Ort durchzuführen.

die gesamtzahl der mitglieder des Jugendvertrauensrates wird in diesem 
Fall nach der summe der von beiden gruppen getrennt gewählten mit-
glieder bestimmt.

Wahlberechtigung

aktiv wahlberechtigt bei der Wahl des Jugendvertrauensrates sind alle 
jugendlichen arbeitnehmerinnen des betriebes, die

 n am tag der Wahlausschreibung das 18. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben,

 n am tag der Wahlausschreibung sowie am tag der Wahl im betrieb 
beschäftigt sind.

zum mitglied des Jugendvertrauensrates wählbar (passives Wahlrecht) 
sind alle arbeitnehmerinnen des betriebes, die

 n am tag der Wahlausschreibung das 21. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben und 

 n am tag der Wahl seit mindestens sechs monaten im betrieb beschäf-
tigt sind und

 n abgesehen vom erfordernis der österreichischen staatsbürgerschaft 
und des alters vom Wahlrecht zum nationalrat nicht ausgeschlossen 
sind. 

zur durchführung der Wahl des Jugendvertrauensrates hat die Jugend-
versammlung einen Wahlvorstand zu bestellen.

der Wahlvorstand besteht aus zwei arbeitnehmern, die entweder wahlbe-
rechtigt oder wählbar sein müssen, und einem betriebsratsmitglied.

besteht im betrieb kein betriebsrat oder macht er vom recht der entsen-
dung eines mitgliedes nicht rechtzeitig gebrauch, tritt an diese stelle ent-
weder ein dritter (wahlberechtigter oder wählbarer) arbeitnehmer oder ein 
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vertreter der überbetrieblichen interessenvertretung (gewerkschaft, ar-
beiterkammer).

Wählt sowohl die gruppe der jugendlichen arbeiter als auch die gruppe 
der jugendlichen angestellten ihre mitglieder zum Jugendvertrauensrat 
getrennt, so muss dem Wahlvorstand je ein arbeitnehmer aus beiden 
gruppen angehören.

Aufgaben des Wahlvorstandes

dem Wahlvorstand obliegt die vorbereitung und durchführung der Wahl. 
er hat dazu

 n die Wahlkundmachung zu erlassen,
 n die Wählerliste aufzustellen,
 n die Wahlvorschläge (bei getrennter Wahl) nach jugendlichen arbeitern 

und angestellten (für beide gruppen) entgegenzunehmen,
 n die Wahlhandlung durchzuführen und
 n das ergebnis festzustellen und kundzumachen.

der arbeitgeber ist verpflichtet, dem Wahlvorstand das verzeichnis der 
im betrieb beschäftigten jugendlichen arbeitnehmerinnen rechtzeitig 
zur verfügung zu stellen.

Geschäftsführung des Jugendvertrauensrates

besteht der Jugendvertrauensrat aus:
 n zwei mitgliedern, so haben sie ihre aufgaben gemeinsam durchzuführen;
 n mindestens drei mitgliedern, beschließt er mit mehrheit, wie die ihm 

übertragenen aufgaben wahrzunehmen sind.

die vertretung des Jugendvertrauensrates gegenüber dem betriebsinha-
ber beziehungsweise sonstigen institutionen obliegt dem/der vorsitzen-
den, im Falle seiner/ihrer verhinderung dem stellvertreter.

ist ein mitglied des Jugendvertrauensrates an der ausübung seiner Funk-
tion verhindert, tritt an dessen stelle ein ersatzmitglied.
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Zentraljugendvertrauensrat

die Jugendvertrauensräte der betriebe eines unternehmens wählen aus 
ihrer mitte die mitglieder des zentraljugendvertrauensrats. die tätigkeits-
dauer beträgt zwei Jahre.

der zentraljugendvertrauensrat ist berufen, die besonderen interessen 
der jugendlichen arbeitnehmer des unternehmens im einvernehmen mit 
dem zentralbetriebsrat und in zusammenarbeit mit den überbetrieblichen 
interessenvertretungen (gewerkschaften und arbeiterkammern) wahr-
zunehmen. dabei fällt ihm besonders die erstattung von vorschlägen 
zur berufsausbildung und zur beruflichen Weiterbildung zu, soweit solche 
maßnahmen mehr als einen betrieb des unternehmens betreffen.

Konzernjugendvertretung

Für die unternehmungen eines Konzerns kann eine Konzernjugendvertre-
tung gebildet werden.

voraussetzung: in mindestens zwei unternehmungen des Konzerns müs-
sen Jugendvertrauensräte bereits vorhanden sein. die Konzernjugend-
vertretung hat ihre aufgaben im einvernehmen mit der Konzernvertretung 
wahrzunehmen.

Vertrauensrat

personen, die in einer ausbildungseinrichtung ausgebildet werden (siehe 
Kapitel: Überbetriebliche Lehrausbildung in ausbildungseinrichtungen), 
haben für jeden standort der ausbildungseinrichtung einen vertrauensrat 
zu wählen. die regelungen zum vertrauensrat finden sich im berufsaus-
bildungsgesetz. 

der vertrauensrat 
 n hat die wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen und kulturellen in-

teressen der auszubildenden wahrzunehmen, 
 n hat den inhaber der ausbildungseinrichtung auf allfällige mängel auf-

merksam zu machen und entsprechende maßnahmen anzuregen,
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 n kann vorschläge zu allen die ausbildung betreffenden Fragen 
machen,

 n ist in die planung der ausbildung einzubeziehen.

der inhaber der ausbildungseinrichtung hat dem vertrauensrat die für sei-
ne aufgaben erforderliche zeit zu gewähren und die notwendigen mittel 
und sacherfordernisse unentgeltlich zur verfügung zu stellen. Weiters ist 
der inhaber der ausbildungseinrichtung verpflichtet mit dem vertrauens-
rat gemeinsame beratungen über laufende angelegenheiten der ausbil-
dung zu führen, ihn über alle wichtigen angelegenheiten zu informieren 
und ihm die zur erfüllung seiner aufgaben erforderlichen auskünfte zu 
erteilen. 

die mitglieder des vertrauensrates dürfen in der ausübung ihrer tätigkeit 
nicht beschränkt und nicht benachteiligt werden und haben über vertrauli-
che angelegenheiten der von ihnen vertretenen Jugendlichen verschwie-
genheit zu bewahren. Weitere regelungen für die rechte und pflichten 
der mitglieder des vertrauensrates werden durch den bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend durch eine verordnung festgelegt. 

der vertrauensrat besteht an standorten mit
 n bis zu 30 auszubildenden aus 1 mitglied,
 n 31 bis 50 auszubildenden aus 2 mitgliedern,
 n 50 bis 100 auszubildenden aus 3 mitgliedern.
 n Für je weitere bis zu 100 auszubildende an einem standort erhöht 

sich die zahl der mitglieder um je ein weiteres mitglied. 

die tätigkeitsdauer der mitglieder des vertrauensrates beginnt mit dem 
zeitpunkt ihrer Wahl und endet mit dem zeitpunkt der Wahl eines/r nach-
folgers/in, des ausscheidens aus der ausbildungseinrichtung oder bei 
rücktritt von der Funktion. im Fall des ausscheidens oder bei rücktritt 
übernimmt die auf grund des Wahlergebnisses nächstgereihte person die 
Funktion.

die Wahl der mitglieder des vertrauensrates erfolgt 
 n jährlich in freier, gleicher und geheimer Wahl,
 n durch alle am standort der ausbildungseinrichtung zum zeitpunkt der 

Wahl in einem ausbildungsverhältnis befindlichen personen,
 n im vierten Quartal jeden Jahres,
 n in einer versammlung der auszubildenden.
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der inhaber der ausbildungseinrichtung ist verpflichtet, die für die durch-
führung der Wahl erforderliche infrastruktur zu verfügung zu stellen. die 
näheren bestimmungen zur Wahl werden vom bundesminister für Wirt-
schaft, Familie und Jugend durch verordnung festgelegt (Wahlordnung).

51564_JugendschutzA5_kern.indd   80 22.07.10   15:04



81AK-Infoservice

beschÄFtigungsverbOte und  
-beschrÄnKungen

grundsätzlich besteht für den Lehrberechtigten/die Lehrberechtigte bzw. 
arbeitgeberin die verpflichtung zur gewährleistung des gesundheits-
schutzes für Jugendliche und somit die verpflichtung zur beurteilung der 
für die Jugendlichen bestehenden spezifischen gefahren für die sicher-
heit und die gesundheit, wobei diese gefahren auch aus der mangelnden 
erfahrung, dem fehlenden bewusstsein für tatsächliche oder potenzielle 
gefahren und der noch nicht abgeschlossenen entwicklung der Jugend-
lichen herrühren.

die gefahrenbeurteilung hat für Jugendliche im zusammenhang mit der 
evaluierung gemäß dem arbeitnehmerinnenschutzgesetz (aschg) bzw. 
den bestimmungen des Kinder- und Jugendlichenbeschäftigungsgeset-
zes (KJbg) und der verordnung über die beschäftigungsverbote und -be-
schränkungen (KJbg-vO) zu erfolgen und es sind den grundsätzen der 
gefahrenverhütung entsprechende schutzmaßnahmen festzulegen.

Allgemeine Bestimmungen

die folgenden beschäftigungsverbote und -beschränkungen, festgelegt 
in der verordnung über beschäftigungsverbote und -beschränkungen 
für Jugendliche (KJbg-vO), finden auf alle Jugendlichen anwendung, 
die unter den geltungsbereich des KJbg fallen, insbesondere Lehrlinge, 
pflichtpraktikanten, jugendliche arbeitnehmerinnen bis zum vollendeten 
18. Lebensjahr.

Für weibliche Jugendliche, die den bestimmungen des mutterschutz-
gesetzes unterliegen, gelten die beschäftigungsverbote und -beschrän-
kungen nur insoweit, als sie über jene des mutterschutzgesetzes hi-
nausgehen.

erfolgt die beendigung der ausbildung vor der vollendung des 18. Le-
bensjahres, gelten die in der KJbg-vO für die ausbildung vorgesehenen 
regelungen für ausnahmen von beschäftigungsverboten bis zur vollen-
dung des 18. Lebensjahres.
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Ausbildung

ausbildung im sinne dieser verordnung ist jede ausbildung im rahmen 
eines Lehrverhältnisses oder eines sonstigen gesetzlich oder kollektiv-
vertraglich geregelten ausbildungsverhältnisses. die für die ausbildung 
vorgesehenen ausnahmen von beschäftigungsverboten gelten nur, so-
weit diese ausnahmen für die vermittlung der wesentlichen Fertigkeiten 
und Kenntnisse nach den ausbildungsvorschriften unbedingt erforderlich 
sind.

Fachkundige Aufsicht

Wenn arbeiten unter aufsicht erlaubt werden, ist unter aufsicht die Über-
wachung durch eine geeignete fachkundige person, die jederzeit unver-
züglich zum eingreifen bereitstehen muss, zu verstehen.

Gefahrenunterweisung

gefahrenunterweisung im rahmen des berufsschulunterrichts im sinne 
dieser verordnung ist eine spezielle theoretische und praktische unter-
weisung zur unfallverhütung nach richtlinien der allgemeinen unfallver-
sicherungsanstalt im ausmaß von mindestens 24 unterrichtseinheiten im 
rahmen des berufsschulunterrichts, die nachweislich absolviert wurde.

Verbotene Betriebe

Die Beschäftigung Jugendlicher ist verboten z. B.:
 n in sexshops und ähnlichen betrieben,
 n bei der herstellung, beim vertrieb und bei der vorführung pornografi-

scher produkte,
 n in Wettbüros und bei allen tätigkeiten betreffend die gewerbsmäßige 

vermittlung und den gewerbsmäßigen abschluss von Wetten,
 n an der Kasse in glücksspielhallen mit automaten mit geld- oder 

sachwertgewinnen.
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Verbotene Arbeiten

Jugendliche dürfen mit folgenden arbeiten nicht beschäftigt werden, 
wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt wird:

Arbeiten mit gefährlichen Arbeitsstoffen

die nachfolgenden verbote gelten nicht, sofern die gefährlichen arbeits-
stoffe in nur so geringem ausmaß zur einwirkung gelangen können, dass 
nach arbeitsmedizinischen erfahrungen eine schädigung der gesundheit 
nicht zu erwarten ist, oder so verwendet werden, beispielsweise in einer 
apparatur, dass ein entweichen in den arbeitsraum während des norma-
len arbeitsvorganges nicht möglich ist.

Beschäftigung nur für Jugendliche in Ausbildung unter Aufsicht 
erlaubt z. B.:

 n krebserzeugende, erbgutverändernde und fortpflanzungsgefährden-
de arbeitsstoffe,

 n sehr giftige und giftige arbeitsstoffe,
 n ätzende oder reizende arbeitsstoffe,
 n blei, seine Legierungen oder verbindungen,
 n asbest,

Verbote z. B.:
 n arbeiten mit biologischen arbeitsstoffen der risikogruppe 3 oder 4.

Verbote für weibliche Jugendliche unter bestimmten  
Voraussetzungen z. B.:

 n arbeiten unter der einwirkung von blei, seine Legierungen und ver-
bindungen,

 n arbeiten unter der einwirkung von benzol.
Generelle Verbote z. B.:

 n arbeiten mit explosionsgefährlichen arbeitsstoffen; erlaubt ist die be-
reitstellung für verkauf, transport und verwendung pyrotechnischer 
gegenstände der Klassen i und ii gemäß des pyrotechnikgesetzes.
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Arbeiten unter physikalischen Einwirkungen

Verbote z. B.:
 n arbeiten unter einwirkung von für Jugendliche gesundheitsgefähr-

lichen vibrationen und gesundheitsgefährlichen nichtionisierenden 
strahlen, die durch arbeitsvorgänge entstehen.

 diese arbeiten sind jedoch erlaubt nach 18 monaten ausbildung un-
ter aufsicht.

 n arbeiten in strahlenbereichen ionisierender strahlung unter gewissen 
voraussetzungen.

Arbeiten unter psychischen und  
physischen Belastungen

Verbote z. B.:
 n das heben, abstützen, absetzen, schieben, ziehen, tragen, Wenden 

und sonstige befördern von Lasten mit oder ohne hilfsmittel, soweit 
damit eine für Jugendliche unzuträgliche beanspruchung des Orga-
nismus verbunden ist,

 n stemmarbeiten mit nicht kraftbetriebenen arbeitsmitteln, soweit da-
mit eine für Jugendliche unzuträgliche beanspruchung des Organis-
mus verbunden ist,

 n arbeiten, bei denen der Organismus durch hitze besonders belastet 
ist (nachtschwerarbeitsgesetz); erlaubt für Jugendliche in ausbildung 
unter aufsicht,

 n arbeiten in räumen mit temperaturen unter –10 grad celsius (aus-
nahmen möglich).

Arbeiten mit gefährlichen Arbeitsmitteln

die angeführten verbote gelten nicht, wenn an den arbeitsmitteln be-
stehende unfallgefahren durch geeignete maßnahmen beseitigt sind, 
etwa durch zweihandschaltung, Lichtschranken oder andere trennende 
schutzeinrichtungen oder schutzvorrichtungen (in zweifelsfällen ent-
scheidet das arbeitsinspektorat).
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Verbotene Arbeitsmittel bzw. Arbeiten z. B.:
 n Furnierschälmaschinen und holzschälmaschinen,
 n Furniermessermaschinen,
 n Führen von bauaufzügen,
 n bedienung von bolzensetzgeräten,
 n bedienung von schlachtschussapparaten,
 n Führen von selbstfahrenden arbeitsmitteln (ausnahmen möglich),
 n bedienen von hebezeugen (ausnahmen möglich),
 n bedienen von schleppliften,
 n zerkleinerungsmaschinen, bei denen die beschickung während des 

betriebes von hand erfolgen muss und dadurch eine gefährdung ge-
geben ist.

Jugendliche dürfen mit störungsbeseitigung, einstell-, Wartungs-, pro-
grammier-, instandhaltungs- und reinigungsarbeiten an in betrieb be-
findlichen arbeitsmitteln, sonstigen anlagen und einrichtungen beschäf-
tigt werden, soweit dies gefahrlos möglich ist.

Erlaubt sind generell Arbeiten für Jugendliche z. B. an folgenden 
Maschinen:

 n bandsägen für die metallbearbeitung,
 n brotschneidemaschinen,
 n Wurstschneidemaschinen,
 n handgeführte trennmaschinen und Winkelschleifer mit einer nennleis-

tung von nicht mehr als 1200 Watt,
 n drehmaschinen.

Erlaubt sind Arbeiten für Jugendliche nach 18 Monaten Ausbildung, 
mit Gefahrenunterweisung im Rahmen des Berufsschulunterrichts 
nach zwölf Monaten, unter Aufsicht z. B.:

 n sägemaschinen,
 n Kettensägen nur mit einer ausstattung mit antivibrationsgriffen und 

bei verwendung von antivibrationshandschuhen,
 n hobelmaschinen,
 n Fräsmaschinen,
 n stanzen und pressen unter gewissen voraussetzungen,
 n Wartung und montage von aufzügen.
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Sonstige gefährliche sowie belastende Arbeiten  
und Arbeitsvorgänge

Verbote z. B.:
 n abbrucharbeiten im hoch- und tiefbau, bei denen eine gefährdung 

durch ab- oder einstürzendes material besteht,
 n arbeiten im rahmen der einsätze und Übungen von gasrettungs-

diens ten und von betriebsfeuerwehren,
 n die beschäftigung als beifahrer von Kraftfahrzeugen,
 n das Feilbieten im umherziehen,
 n arbeiten beim gewerbsmäßigen vertrieb und bei der verteilung von 

druckerzeugnissen auf der straße und an öffentlichen Orten,
 n die beschäftigung von Jugendlichen an verkaufsstellen vor geschäf-

ten im Freien (erlaubt ist ab beginn der ausbildung die beschäftigung 
bis zu zwei stunden täglich),

 n arbeiten mit wilden oder giftigen tieren in tierschauen.

Aufgaben des Arbeitsinspektorats

das arbeitsinspektorat entscheidet im zweifelsfall, ob die beschäfti-
gungsverbote und -beschränkungen auf die betroffenen betriebe oder 
arbeiten anzuwenden sind. es kann weiters ausnahmen von den ver-
boten zulassen, wenn dies für die ausbildung unbedingt erforderlich 
ist und nach den besonderen umständen des einzelfalls dadurch der 
schutz der sicherheit, der gesundheit und sittlichkeit Jugendlicher 
nicht beeinträchtigt werden. schließlich kann das arbeitsinspektorat 
über die verordneten verbote hi naus die beschäftigung Jugendlicher 
mit arbeiten, die für die Jugendlichen mit besonderen gefahren für si-
cherheit, gesundheit und sittlichkeit verbunden sind, untersagen oder 
von bedingungen abhängig machen.

vor der bewilligung von ausnahmen ist die Jugendschutzstelle der zu-
ständigen arbeiterkammer und die zuständige gesetzliche interessenver-
tretung der arbeitgeber zu hören.
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WOchenberichtsbLatt-verOrdnung

auszug aus der verordnung bgbl. nr. 420/1987.

die bestimmungen gelten für Jugendliche, auf die das Kinder- und Ju-
gendbeschäftigungsgesetz anwendung findet und die auf grund des be-
rufsausbildungsgesetzes zu berufskraftfahrern ausgebildet werden. Für 
jeden Jugendlichen/jede Jugendliche ist vom arbeitgeber oder dessen 
bevollmächtigten ein Wochenberichtsblatt in zweifacher ausführung über 
die Lenkzeiten zu führen.

die Wochenberichtsblätter sind für jeden Jugendlichen/jede Jugendliche 
fortlaufend durchzunummerieren.

in das Wochenberichtsblatt sind
 n beginn und ende der täglichen Lenkzeit,
 n die summe der täglichen Lenkzeit,
 n beginn und ende der Lenkpause,
 n die Wochensumme der Lenkzeit und
 n die art des Übungsfahrzeugs

einzutragen.

diese angaben sind auch für Fahrten, die im rahmen der berufsausbil-
dung in einer Fahrschule absolviert werden, aufzunehmen.

der arbeitgeber oder dessen bevollmächtigter hat dafür zu sorgen,
 n dass die erforderlichen angaben laufend eingetragen werden,
 n das Wochenberichtsblatt bei Fahrten ständig mitgeführt und
 n den Kontrollorganen auf verlangen vorgewiesen wird.

am ende jeder Woche, in der Fahrten durchgeführt wurden, muss der 
arbeitgeber oder dessen bevollmächtigter die Wochenberichtsblätter auf 
ihre ordnungsgemäße Führung überprüfen und durch seine unterschrift 
und angabe des datums bestätigen. die zweitschrift des Wochenbe-
richtsblattes erhält der Jugendliche.

der arbeitgeber oder sein bevollmächtigter muss die von ihm unter-
schriebenen Wochenberichtsblätter bis zum ablauf eines Jahres nach 
beendigung des Lehrverhältnisses aufbewahren.
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aushangpFLichtige bestimmungen

verschiedene rechtsquellen des arbeitsrechtes sind aushangpflichtig. 
das heißt, dass der arbeitgeber verpflichtet ist, die betreffenden bestim-
mungen in seinem betrieb an einer für alle arbeitnehmer zugänglichen 
stelle aufzulegen, damit sie die möglichkeit haben, diese bestimmungen 
nachzulesen.

aushangpflichtig sind unter anderem:

 n Kinder- und Jugendlichenbeschäftigungsgesetz
 der inhalt dieses gesetzes bezieht sich auf den besonderen schutz 

der Kinder und Jugendlichen.
 n Arbeitszeitgesetz

 das arbeitszeitgesetz steckt den rahmen für die arbeitszeit erwach-
sener arbeitnehmerinnen ab.

 n Mutterschutzgesetz
 Für arbeitnehmerinnen (auch Lehrlinge) gelten im Falle ei-

ner mutterschaft die bestimmungen des mutterschutzgesetzes  
(z. b. über beschäftigungsverbote, Kündigungs- und entlassungs-
schutz, Karenz).

 n ArbeitnehmerInnenschutzgesetz
 das arbeitnehmerinnenschutzgesetz (aschg) beinhaltet die grund-

züge des arbeitnehmerinnenschutzes, die durch spezielle durchfüh-
rungsverordnungen näher geregelt werden.

durchführungsverordnungen zum aschg sind unter anderem:
 n Arbeitsstättenverordnung

 die arbeitsstättenverordnung enthält grundsätzliche bestimmungen 
über die beschaffenheit von arbeitsstätten (ausgänge, stiegen, be-
leuchtung, türen, Fenster etc.) sowie bestimmungen über Fluchtwe-
ge, notausgänge, sanitäreinrichtungen, erste hilfe, brandschutz usw. 

 n Bauarbeiterschutzverordnung
 die bauarbeiterschutzverordnung bezieht sich auf den schutz der ar-

beitnehmer bei der ausführung von bauarbeiten aller art einschließ-
lich des bauneben- und bauhilfsgewerbes.
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